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Terminhinweise für Medien

Samstag, 25. Juli, 11 Uhr, Franz-Mader-Straße 11
Bürgermeisterin Verena Dietl spricht anlässlich der großen Jubiläumsfeier 
zum 100-jährigen Bestehen des Post-Sportverein München e.V. (PSV) ein 
Grußwort und nimmt an einer Podiumsdiskussion mit zahlreichen Vertre-
ter*innen aus Sport und Gesellschaft teil.

Wiederholung
Samstag, 25. Juli, 14 Uhr, Maria-Nindl-Platz im Prinz-Eugen-Park
Bürgermeisterin Mona Fuchs, Baureferentin Dr.-Ing. Jeanne-Marie Ehbauer 
und der Vorsitzende des Bezirksausschusses Bogenhausen, Samuel Mo-
ser, eröffnen gemeinsam mit der Genossenschaft für Quartiersorganisa-
tion (GeQo) und der Neuen Ziegelei – Zentrum für Soziales und Kultur den 
neuen Maria-Nindl-Platz im Prinz-Eugen-Park. Der rund 4.000 Quadratme-
ter große Quartiersplatz bietet zahlreiche Sitzgelegenheiten unter Bäumen, 
einen Trinkbrunnen, Fahrradabstellplätze, barrierefreie Wegeführungen und 
das Wasserspiel „Salon der Gezeiten“, das als Kunst-am-Bau-Projekt umge-
setzt wurde. Im Rahmen der Eröffnung wird das Wasserspiel symbolisch 
in Betrieb genommen.
Achtung Redaktionen: Der Termin ist für Fotograf*innen geeignet.

Montag, 27. Juli, 9.45 Uhr, Marienplatz
Bürgermeisterin Verena Dietl empfängt im Rahmen der Aktion „Kinder-
wünsche unterwegs“ des SOS-Kinderdorfs das Radl-Team der Deutschen 
Post und verliest die Wünsche.
Weitere Infos unter www.sos-kinderdorf.de/kinderwuensche.

Wiederholung
Montag, 27. Juli, 10 Uhr, Festsaal im Alten Rathaus
Zeugnisübergabe an die erfolgreichen Absolventinnen und Absolventen 
der Mittleren Reife und Mittelschule der Münchner Volkshochschule 
(MVHS). Begrüßung durch Yvonne Schütt, Programmbereichsleitung Ju-
gend und Ausbildung. Bürgermeisterin Verena Dietl, Stadtschulrat Florian 
Kraus, Gerhard Mayer, Leitung des Amtes für Wohnen und Migration, und 
Dr. Martin Ecker, Managementdirektor der Münchner Volkshochschule, 
sprechen Grußworte.
Achtung Redaktionen: Pressekontakt per E-Mail an presse@mvhs.de 
oder telefonisch unter 48006-6192.

http://www.sos-kinderdorf.de/kinderwuensche
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Mittwoch, 29. Juli, 18.30 Uhr, Marias Platzl, Mariahilfplatz 4
Bürgermeisterin Verena Dietl spricht ein Grußwort beim gemeinsamen 
Sommerempfang des Bayerischen Landesfrauenrats und von FidAR – 
Frauen in die Aufsichtsräte e.V. Die Veranstaltung steht unter dem Motto 
„Gemeinsam mehr erreichen – Geschlechter- und Generationenvielfalt als 
strategischer Hebel für eine zukunftsfähige Wirtschaft und Politik“ und 
widmet sich den Chancen einer geschlechter- und generationenübergrei-
fenden Zusammenarbeit in Wirtschaft und Politik.

Meldungen

Taskforce Bahnhofsviertel: Neues Maßnahmenpaket für Nußbaumpark
(24.7.2026 – teilweise voraus) Die Taskforce Bahnhofsviertel stellt dem 
Stadtrat in der kommenden Woche den Stand ihrer Arbeit und ein neues 
Maßnahmenpaket vor, das insbesondere die Sicherheit und Sauberkeit 
im Nußbaumpark weiter verbessern soll und zielgerichtet auf den bereits 
getroffenen Maßnahmen aufsetzt. Dabei setzt das Gremium unter Leitung 
des Kreisverwaltungsreferats zusammen mit der Münchner Polizei wieder 
auf einen ganzheitlichen Ansatz, mit dem es bereits im Alten Botanischen 
Garten und im südlichen Bahnhofsviertel zu einer nachhaltigen Verbesse-
rung der Aufenthaltsqualität und Sicherheit erzielt hat. Neben verschie-
denen städtischen Referaten und dem Polizeipräsidium München sind 
Vertreter*innen aus dem Viertel eng in die Erarbeitung der Maßnahmen 
eingebunden.
Umgestaltung des Parks
Der Bereich Gartenbau im Baureferat hat die Potenziale des Nußbaum-
parks untersucht und eine Befragung der Nutzer*innen durchgeführt. Dem 
Stadtrat schlägt er eine grundlegende Umgestaltung des Parks vor, um ihn 
zugänglicher zu machen und besser an die Umgebung anzubinden. Die 
alten zugewachsenen Zäune entlang der Lindwurmstraße sollen entfernt 
und die Bäume und Sträucher zurückgeschnitten werden, um den Park zu 
öffnen. Auch von der Nußbaum- und Ziemssenstraße sind neue Zugangs-
möglichkeiten in Planung.
Sportangebote
Um die Gegend zu beleben und ein vielfältiges Publikum anzusprechen, 
sollen ähnlich wie am Karl-Stützel-Platz Sportangebote entstehen. Geplant 
sind ein Streetballbereich östlich der Matthäuskirche sowie ein inklusiver 
und differenzierter Fitnessbereich für Jugendliche, Erwachsene und Seni-
or*innen südöstlich des bereits vorhandenen Kinderspielplatzes.
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Soziale Angebote
Das Allparteiliche Konfliktmanagement (AKIM) hat mit dem Netzwerk Nuß-
baumpark eine Kooperationsstruktur aufgebaut, in der Sozialarbeit, Dro-
genhilfe, Verwaltung, Sicherheitsbehörden, Kirche und weitere Beteiligte 
regelmäßig zusammenarbeiten. Zu den bisher umgesetzten Maßnahmen 
zählen zwei Bürger*innendialoge, die wichtige Impulse für die Arbeit im 
Park gegeben haben. Außerdem stehen Mitarbeitende mit dem Lasten-
fahrrad „Tea &Time“ bei gutem Wetter wöchentlich im Park für Gespräche 
zur Verfügung. Das Angebot wird sowohl von Suchtkranken als auch der 
Nachbarschaft angenommen. Die Taskforce befindet sich im ständigen 
Austausch mit der an den Nußbaumpark angrenzenden Matthäuskirche. 
Der Kommunale Außendienst (KAD) ist zu vereinbarten Zeiten gezielt im 
Umfeld unterwegs. Eine neue sozialorientierte Diakonstelle, die die Evan-
gelische Kirche schafft, soll von der Stadt mitfinanziert werden.
Reinigung, Beleuchtung, Foodtruck
Darüber hinaus hat die Taskforce im Nußbaumpark bereits eine neue und 
bessere Beleuchtung, eine Reinigung mehrmals täglich, einen Spritzenab-
wurfbehälter, den regelmäßiger Rückschnitt von Sträuchern und Bäumen 
zur Erhöhung des Sicherheitsgefühls sowie einen Foodtruck zur Belebung 
auf den Weg gebracht.
Präsenz durch KAD und Polizei
Kommunaler Außendienst (KAD) und Polizei zeigen im Nußbaumpark und 
seiner Umgebung bereits jetzt regelmäßig eine hohe Präsenz. Bei Stö-
rungen erfolgen Ansprachen, bei größeren Vorfällen setzt die Polizei aber 
weitere Maßnahmen durch. Strafrechtlich relevante Handlungen und Ord-
nungswidrigkeiten werden konsequent verfolgt. Ergänzend beantragt die 
Polizei beispielsweise bei körperlichen Auseinandersetzungen Betretungs-
verbote bei der Stadt.
Polizeiliche Maßnahmen
Die Polizei wird ihren Fokus künftig noch stärker auf den Bereich Nuß-
baumpark, Sendlinger-Tor-Platz und die umliegenden Straßen legen. Insbe-
sondere in den letzten Monaten waren zunehmend Ordnungsstörungen 
und eine steigende Zahl von Straftaten zu verzeichnen.
Ein Teil des Anstiegs der Straftaten ist auch auf verstärkte polizeiliche Kon-
trollen zurückzuführen, da es sich bei den festgestellten Delikten auch um 
sogenannte Kontrolldelikte, wie beispielsweise Verstöße mit Betäubungs-
mitteln, handelt. Gerade Straftaten und Ordnungsstörungen haben aber 
negative Auswirkungen auf das Sicherheitsempfinden von Anwohnenden, 
Geschäftstreibenden und Passanten.
Das Polizeipräsidium München trägt zum Maßnahmenbündel der Taskforce 
die folgenden polizeilichen Maßnahmen bei:
	- Weitere Erhöhung der polizeilichen Präsenz
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	- Schwerpunktkontrollen und Konzepteinsätze auch mit Unterstützung der 
Bereitschaftspolizei

	- Einsatz modernster polizeilicher Videoüberwachung 
Die mobilen, speziell gekennzeichneten Videotürme haben sich bereits im 
Alten Botanischen Garten, am Stachus und in der Schillerstraße bzw. der 
Adolf-Kolping-Straße bewährt und werden nun auch im Nußbaumpark zum 
Einsatz kommen. Die Videotürme wirken zum einen präventiv, indem sie 
das subjektive Sicherheitsgefühl stärken. Bei Straftaten liefern diese ent-
scheidende Ermittlungsansätze, um unbekannte Täter schnell und beweis-
kräftig zu identifizieren.
Maßnahmen am Alten Botanischen Garten und im südlichen Bahn-
hofsviertel
Im und um den Alten Botanischen Garten sowie im südlichen Bahnhofs-
viertel setzt die Taskforce ihre Arbeit fort. Die Polizei ist vor Ort mit Streifen 
und Videoüberwachung präsent und trägt damit zu einer Verbesserung des 
Sicherheitsgefühls bei. Seit mehreren Monaten arbeitet die Stadt gemein-
sam mit Anwohner*innen und Gewerbetreibenden an einem Pilotprojekt, 
um die Goethestraße verkehrlich zu beruhigen und attraktiver zu gestalten. 
Rund um den Bahnhof wurden neue Fahrradstellplätze geschaffen, um 
Flucht- und Gehwege freizuhalten. Für Autos entstehen in der Arnulfstraße 
und der Bayerstraße in den nächsten Monaten sogenannte Kiss-and-Ride-
Parkplätze, die ein schnelles Absetzen und Aufnehmen von Reisenden am 
Bahnhof ermöglichen. Ein neues Leitsystem wird in den kommenden Mo-
naten den Fußweg vom Bahnhof in die Fußgängerzone zeigen und damit 
auch die Schützenstraße beleben. Das neue „Buchberg“ am Karl-Stützel-
Platz und der „Kult(ur)biergarten am Neptunbrunnen“ tragen mit ihrem 
gastronomischen Angebot ebenfalls zur Belebung bei. Bezirksinspektion 
und Polizei kontrollieren regelmäßig beispielsweise Spielhallen im Bahn-
hofsviertel, um auf die Einhaltung der Regeln hinzuwirken.
Oberbürgermeister Dominik Krause: „Die Taskforce Bahnhofsviertel ist 
ein Erfolgskonzept. Wir konnten in diesem Rahmen die Lage im Alten 
Botanischen Garten beruhigen und den Park wieder zu einem sicheren 
und entspannten Ort machen. Auch den Nußbaumpark hat die Taskforce 
von Beginn an im Blick gehabt und nötige Maßnahmen getroffen. Aktuell 
haben wir in der Taskforce gemeinsam mit der Polizei ein Paket für den 
Nußbaumpark geschnürt, um die Situation für die Anwohner*innen, die 
angrenzende Kirche, das Gewerbe im Umfeld und die Nutzer*innen des 
Parks zu beruhigen. Ich danke den städtischen Referaten, der Polizei und 
allen Vertreter*innen aus dem Viertel, die sich beteiligen und die Verbesse-
rungen im Nußbaumpark voranbringen.“
Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller: „Bereits im Alten Botani-
schen Garten haben wir gelernt, dass die enge Zusammenarbeit zwischen 
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Stadt, Polizei und Anliegern von entscheidender Bedeutung für Veränderun-
gen ist. Deshalb gehen wir diesen Weg auch im Nußbaumpark und laden 
Anwohner*innen, Gewerbetreibende, Vereine, Sozial- und Hilfsorganisati-
onen sowie andere Akteur*innen regelmäßig zum Austausch ein. Entstan-
den ist ein Paket aus vielen Mosaiksteinen, mit dem wir die Lage für alle 
Nutzer*innengruppen im und am Park verbessern wollen.“
Polizeipräsident Thomas Hampel: „München ist zum 50. Mal in Folge die 
sicherste Großstadt Deutschlands, das ist ein Ergebnis unserer konse-
quenten Arbeit. Ich bin mir mit Herrn Oberbürgermeister Krause einig, 
dass wir mit dem Maßnahmenpaket der Taskforce zu einer nachhaltigen 
Verbesserung der Situation am Nußbaumpark beitragen können. Wir be-
gegnen den Entwicklungen am Nußbaumpark als Polizei entschlossen und 
stellen mit unserem bewährten Vorgehen das Sicherheitsempfinden von 
Anwohnern, Passanten und Gewerbetreibenden wieder her. Unser Ziel 
ist klar: Die Menschen sollen hier nicht nur sicher sein, sondern sich auch 
überall in München sicher fühlen.“

Beitragssatzstabilisierungsgesetz belastet München Klinik zusätzlich
(24.7.2026) Das von der Bundesregierung auf den Weg gebrachte GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetz (BStabG) hat für die München Klinik 
konkrete finanzielle Folgen: Mindestens 30 Millionen Euro zusätzliche 
Belastung erwartet die München Klinik jährlich. Das ergibt sich aus dem 
bundesweiten Sparvolumen von 16,3 Milliarden Euro, das das Gesetz bis 
2027 im gesamten deutschen Gesundheitswesen vorsieht.
Das Gesetz kommt zu einem Zeitpunkt, an dem sich die München Klinik 
(MüK) bereits mitten in einem umfangreichen Veränderungsprozess befin-
det, nämlich in der Umsetzung ihres Medizinkonzepts MüK20++, mit dem 
sie strukturelle Anpassungen an fünf Standorten vorantreibt – darunter die 
Zusammenführung von Fachabteilungen und die Neustrukturierung der 
Notaufnahmen. Ziel des Konzepts ist es, die Klinik medizinisch und finanzi-
ell zukunftsfähig aufzustellen.
Das BStabG fügt nun ein weiteres, nicht eingeplantes Minus hinzu. 
Deshalb braucht es eine Weiterentwicklung des bestehenden Konzepts 
MüK20++. Die Umsetzung unter den veränderten finanziellen Rahmenbe-
dingungen wird zudem deutlich anspruchsvoller – und muss entsprechend 
beschleunigt und in Teilen angepasst werden. Dazu bleibt gleichzeitig zu-
nächst auch die noch in diesem Jahr geplante Zuteilung der beantragten 
Leistungsgruppen durch das bayerische Gesundheitsministerium abzuwar-
ten – diese externen Rahmenbedingungen beeinflussen die Aufstellung 
der München Klinik ebenfalls.
Besonders gravierend sind die geplanten Einschnitte beim Pflegebudget. 
Seit 2020 hat dieses Budget Personalkosten und Tarifsteigerungen in der 
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Pflege nahezu vollständig abgedeckt – eine wichtige Grundlage für faire 
Arbeitsbedingungen und die Gewinnung von Pflegepersonal. Diese Absi-
cherung soll künftig nicht mehr in vollem Umfang gelten. Hinzu kommt: Ab 
2027 entfällt die pauschale Zusatzfinanzierung von 2,5 Prozent des Pfle-
gebudgets, die bislang pflegeentlastende Maßnahmen finanziert hat. Für 
ein Haus mit dem Versorgungsvolumen der München Klinik – rund110.000 
stationäre und teilstationäre Patientinnen und Patienten pro Jahr – ist das 
ein spürbarer Verlust an Handlungsspielraum.
Die München Klinik ist mit dieser Lage nicht allein. Alle 30 Kliniken der 
Allianz Kommunaler Großkrankenhäuser (AKG-Kliniken) wie auch die 37 
deutschen Universitätskliniken würden nach aktuellen Einschätzungen 
keine schwarze Zahlen mehr schreiben – ein Befund, der die systemische 
Dimension des Problems verdeutlicht. Die Allianz Kommunaler Großkran-
kenhäuser (AKG-Kliniken), der auch die München Klinik angehört, kritisiert 
das Gesetz als „reines Haushaltskonsolidierungsgesetz“ ohne gestalteri-
sche Impulse. Pauschale Einsparmaßnahmen berücksichtigten weder die 
unterschiedlichen Versorgungsrollen der Häuser noch die mit der Kranken-
hausreform eingeleiteten Strukturveränderungen.
Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek: „Die erneuten Sparvorgaben der 
Bundesregierung im Gesundheits- und insbesondere im Krankenhausbe-
reich bedeuten auch für die MüK große Herausforderungen. Trotz der jetzt 
erforderlichen Sparmaßnahmen wollen wir die gesundheitliche Daseins-
vorsorge in der Landeshauptstadt München weiter auf hervorragendem Ni-
veau erhalten. Dafür müssen alle Beteiligten konstruktiv zusammenarbei-
ten und notwendige Veränderungen gemeinsam anstoßen und umsetzen.“
Dr. med. Götz Brodermann, Vorsitzender der Geschäftsführung München 
Klinik gGmbH: „Dauerhafte Stabilität lässt sich nicht durch Einsparungen 
allein erreichen. Notwendig sind strukturelle Reformen, die Fehlanreize 
abbauen, Versorgungsrollen klar definieren und die Notfallversorgung – ein 
Kernbereich der München Klinik mit über 150.000 Notfällen pro Jahr – zu-
kunftsfest aufstellen. Die München Klinik trägt täglich Versorgungsverant-
wortung für die Menschen in München und der Region. Wir werden diese 
Verantwortung nicht aufgeben – aber wir erwarten, dass der Gesetzgeber 
die strukturellen Voraussetzungen dafür schafft.“
Zentraler Bestandteil der Gesundheitsversorgung ist darüber hinaus auch 
die ambulante psychotherapeutische Versorgung, die durch das GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetz (BStabG) eine Deckelung der Leistungen 
und Einschnitte in die Honorare für Psychotherapeut*innen erfährt. Es 
steht zu befürchten, dass es für gesetzlich Versicherte noch schwieriger 
wird, eine Psychotherapie zu erhalten und dass sich die bereits bestehen-
den Wartezeiten nochmals verlängern.
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Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek: „Die Auswirkungen des Gesetzes 
auf die ambulante psychotherapeutische Versorgung psychisch erkrankter 
Menschen sehe ich ebenfalls mit Sorge. Angesichts der Zunahme psychi-
scher Belastungen und Erkrankungen in den letzten Jahren darf die psy-
chotherapeutische Versorgung nicht eingeschränkt werden. Insbesondere 
Kinder und Jugendliche müssen frühzeitig behandelt werden, um ihre lang-
fristige gesunde Entwicklung bestmöglich zu gewährleisten.“

Medaille „München leuchtet“ für Dr. Hans-Peter Übleis
(24.7.2026) Für seine Verdienste um die Kulturstadt München sowie sein 
langjähriges ehrenamtliches Engagement als Vorstandsvorsitzender der 
Buch- und Medienstiftung Literaturhaus München hat die Stadt München 
den Verleger Dr. Hans-Peter Übleis mit der Medaille „München leuchtet – 
Den Freundinnen und Freunden Münchens“ in Bronze ausgezeichnet. Bür-
germeisterin Mona Fuchs überreichte Übleis die Medaille jetzt im Rahmen 
einer kleinen Feier im Rathaus.

Bürgermeisterin Mona Fuchs überreichte Dr. Hans-Peter Übleis die Medaille „München 
leuchtet“ in Bronze. (Foto: Michael Nagy/Presseamt)

Seit 2015 leitet Dr. Hans-Peter Übleis als Vorstand die Geschicke der Stif-
tung Literaturhaus München. In dieser Zeit habe der erfolgreiche Verleger 
mit großem persönlichen Einsatz und viel Herzblut das Literaturhaus zu 
einem der besten Kulturorte Münchens gemacht, zu einem Ort der Be-
gegnungen, der Debatten und der Inspiration, lobte Bürgermeisterin Fuchs 
Übleis‘ ehrenamtliches Engagement. „Dass das Literaturhaus heute ein 
Aushängeschild der Münchner Kulturlandschaft ist, daran haben Sie einen 
wesentlichen Anteil“, so Fuchs an Übleis gewandt. Dessen Initialen HPÜ 
seien in der Münchner Kulturlandschaft ebenso etabliert wie das Kürzel 
HP8 für das Interimsquartier des Gasteig. „HPÜ – das steht für Entdecker, 
Ermöglicher, Anwalt der Kultur in München“, so Fuchs. 
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Für seine verlegerischen Aktivitäten wurde Dr. Hans-Peter Übleis bereits 
2013 von der Fachzeitschrift Buchmarkt als „Verleger des Jahres“ ausge-
zeichnet. Für sein Engagement für die Münchner Kulturlandschaft kommt 
nun die Medaille „München leuchtet“ hinzu.
Dr. Hans-Peter Übleis erinnerte in seiner Dankesrede bei der Feier an 
Thomas Manns Novelle „Gladius Dei“, der das Zitat „München leuchtete“ 
entstammt. Diese Novelle setze sich ja eher ironisch mit dem Münchner 
Kunstbetrieb der damaligen Zeit auseinander. „Mit dem Literaturhaus 
leuchtet München aber wirklich von innen“, konstatierte Übleis und 
machte dafür vor allem die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrich-
tung, aber auch die gute Zusammenarbeit mit den städtischen Kulturbe-
hörden und der Stadtpolitik verantwortlich. 
An der Verleihung der Medaille im Rathaus nahmen neben Familie und 
Freunden Übleis‘ auch der Direktor der Münchner Stadtbibliothek, Dr. Arne 
Ackermann, und der ehemalige Stadtrat Thomas Niederbühl teil. Beide sind 
auch im Stiftungsvorstand des Literaturhauses engagiert. 

Digitale Wohnungsbörse: Jetzt auch geförderte Wohnungen tauschen
(24.7.2026) Die städtische Wohnungsbörse ist um einen weiteren wichti-
gen Baustein erweitert worden. Ab sofort können sich auch Mieter*innen 
von geförderten Wohnungen der städtischen Wohnungsbaugesellschaft 
Münchner Wohnen GmbH auf der Wohnungsbörse registrieren, Angebote 
einsehen und ihre geförderte Wohnung zum Tausch anbieten. Hierbei ist 
sowohl der Tausch zwischen zwei geförderten Wohnungen als auch zwi-
schen einer geförderten Wohnung und einer freifinanzierten Wohnung 
möglich, wenn die rechtlichen Voraussetzungen eingehalten sind.
Die Rechtmäßigkeit des Tausches von geförderten Wohnungen wird in ei-
nem digital unterstützten Verfahren durch das Amt für Wohnen und Migra-
tion geprüft. Dafür ist ein gültiger Registrierbescheid für geförderte Woh-
nungen notwendig. Der Antrag auf eine geförderte Wohnung kann online 
über die Internetplattform SOWON gestellt werden. 
Neu in der digitalen Wohnungsbörse ist auch, dass die Tauschparteien 
notwendige Unterlagen in ihrem Profil hochladen können, die für die Be-
arbeitung des Tauschantrags erforderlich sind. Die Tauschparteien können 
zudem das Prüfergebnis auf der neuen erweiterten Nutzeroberfläche der 
Wohnungsbörse einsehen. 
Bürgermeisterin Verena Dietl: „Das Leben bleibt nicht stehen. Familien 
wachsen, Kinder ziehen aus, Wünsche verändern sich – nur die Wohnung 
bleibt oft dieselbe. Ein Zuhause soll zu den Menschen passen. Deshalb 
machen wir unsere kostenfreie städtische Tauschbörse noch einfacher, 
digitaler und nachvollziehbarer. Wir öffnen sie auch für Mieter*innen geför-
derter Wohnungen. Wer tauscht, schafft neue Möglichkeiten für sich und 
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andere und hilft dabei, den Wohnraum in unserer Stadt klug zu nutzen. Das 
ist gelebter Zusammenhalt in München.“ 
Die digitale Wohnungsbörse bietet den Münchner Bürger*innen bereits 
seit 2023 einen neuen Weg, um ihren Wohnraumbedarf mit Hilfe von Woh-
nungstausch und Untervermietung zu optimieren. So haben Bürger*innen 
die Möglichkeit, ihren Wohnraum je nach Bedarf besser zu gestalten.
Weitere Informationen über die konkreten Voraussetzungen zum Woh-
nungstausch unter wohnungsboerse.muenchen.de/faq. 

Städtische Berufsschule für Berufsintegration feiert Jubiläum
(24.7.2026) Was im Sommer 2016 als entschlossene Antwort auf eine au-
ßergewöhnliche gesellschaftliche Herausforderung begann, ist heute ein 
unverzichtbarer Bestandteil der Münchner Bildungslandschaft: Die Städti-
sche Berufsschule für Berufsintegration feiert ihr zehnjähriges Bestehen.
Gegründet als Reaktion auf die große Zahl junger Menschen, die 2015 und 
2016 nach Deutschland kamen, hat sich die Schule in nur zehn Jahren zu 
einem Kompetenzzentrum für die Bildung neuzugewanderter Jugendlicher 
entwickelt. Sie wurde nach einem Beschluss des Stadtrats im August 2016 
gegründet und entstand aus der bereits im Jahr 2011 ins Leben gerufenen 
Außenstelle der Berufsschule zur Berufsvorbereitung.
Durch die Verbindung von Sprachförderung, Allgemeinbildung, beruflicher 
Qualifizierung und werteorientierter Persönlichkeitsbildung schafft sie 
Perspektiven für junge Menschen mit sehr unterschiedlichen Lebens- und 
Bildungserfahrungen. Ein multiprofessionelles Team begleitet die Schü-
ler*innen auf ihrem Weg in Ausbildung, Beruf und Gesellschaft. Die Ziele 
am Ende der zwei aufeinander aufbauenden Schuljahre sind das Erreichen 
des erfolgreichen oder des qualifizierenden Mittelschulabschlusses sowie 
die Vermittlung in eine Ausbildung oder an eine weiterführende Schule.
Bei der Jubiläumsfeier würdigten Bürgermeisterin Verena Dietl, Stadtschul-
rat Florian Kraus und Schulleiter Eric Fincks gemeinsam mit Schüler*innen, 
Lehrkräften sowie zahlreichen Wegbegleiter*innen die Entwicklung der 
vergangenen zehn Jahre. Durch das Rahmenprogramm mit einer Fotoaus-
stellung, Einblicken in aktuelle Projekte, offenen Werkstätten und Tanzauf-
führungen wird die Vielfalt dieses besonderen Bildungsortes erlebbar.
Die Städtische Berufsschule für Berufsintegration steht beispielhaft für 
Bildungsgerechtigkeit in einer vielfältigen Stadt. Sie schafft Chancen dort, 
wo Bildungsbiographien unterbrochen wurden oder nie beginnen konnten, 
und vermittelt Wissen sowie Orientierung. Gleichzeitig stärkt die Schule 
den Wirtschaftsstandort München. Sie bereitet junge Menschen gezielt 
auf Ausbildung und Beruf vor und unterstützt Betriebe dabei, engagierte 
Nachwuchskräfte zu gewinnen. Jeder gelungene Übergang in eine Ausbil-

http://wohnungsboerse.muenchen.de/faq
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dung ist ein Gewinn – für die jungen Menschen, für die Unternehmen und 
für die Zukunft der Stadt.
Bürgermeisterin Verena Dietl: „Die Städtische Berufsschule für Berufsin-
tegration zeigt seit zehn Jahren, was möglich wird, wenn wir jungen Men-
schen echte Chancen ermöglichen. Herkunft, Fluchterfahrung, Geschlecht 
oder die wirtschaftliche Situation der Familie dürfen nicht über den Bil-
dungsweg entscheiden. Diese Schule steht für ein München, das nieman-
den zurücklässt. Sie schafft Teilhabe, stärkt den Zusammenhalt und macht 
aus Vielfalt eine gemeinsame Zukunft.“ 
Stadtschulrat Florian Kraus: „Die Gründung der Städtischen Berufsschule 
für Berufsintegration im Jahr 2016 ist ein eindrucksvolles Beispiel für die 
Stärke des kommunalen Schulwesens. Die Landeshauptstadt München 
konnte schnell handeln, weil sie als kommunale Schulträgerin die notwen-
dige Gestaltungsfreiheit besitzt, um auf gesellschaftliche Veränderungen 
unmittelbar zu reagieren. So wurde aus einer großen Herausforderung 
eine nachhaltige Bildungsperspektive für junge Menschen. Heute zeigt 
die Schule, wie kommunale Bildungsverantwortung Bildungsgerechtigkeit 
stärkt, Integration ermöglicht und zugleich einen wichtigen Beitrag zur 
Fachkräftesicherung für unsere Stadt leistet.“
Schule erhält Förderpreis der SWM Bildungsstiftung
Für ihre außerordentliche Leistung in Bezug auf die gesellschaftliche Integ-
ration von neuzugewanderten und geflüchteten jungen Menschen hat die 
Städtische Berufsschule für Berufsintegration den Förderpreis 2026 der 
SWM Bildungsstiftung erhalten. 
Die Schule zeichne sich insbesondere durch ihre individuelle Förderung, 
die enge Zusammenarbeit von Lehrkräften mit weiteren unterstützenden 
Professionen, praxisorientierte Lernangebote sowie die kontinuierliche 
Weiterentwicklung ihrer pädagogischen Konzepte aus, heißt es in der 
Begründung. Bereits in der Vergangenheit unterstützte die SWM Bildungs-
stiftung Projekte zur Lese- und Schreibförderung sowie Maßnahmen zur 
Berufsorientierung an der Schule.
Schulleiter Eric Fincks: „Diese Ehrung geht an unser gesamtes Kollegium, 
an die Berufsschulsozialarbeit, an unsere Kooperationspartner, an unsere 
ehrenamtlichen Unterstützerinnen und  -unterstützer sowie und vor allem 
an unseren Schülerinnen und Schüler. Wir sind überzeugt, dass Bildung 
ein Menschenrecht ist. Deshalb setzen wir uns jeden Tag dafür ein, jungen 
Menschen unabhängig von Herkunft oder Lebensgeschichte Wege in eine 
selbstbestimmte Zukunft zu eröffnen.“

Sieger*innen des Suchspiels „kreuz & quer“ in Pasing geehrt
(24.7.2026) Von 10. Juni bis 15. Juli hat die beliebte Schnitzeljagd „kreuz 
& quer“ des Mobilitätsreferats im Spielgebiet Pasing Halt gemacht. Zum 
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wiederholten Male legten dabei Kinder, Jugendliche und Erwachsene auf 
der Suche nach versteckten Boxen, Punkten und Kilometern erstaunliche 
Strecken zurück. Über 1.300 Teilnehmende haben in Pasing an 36 Spielta-
gen fast 40.000 Kilometer zurückgelegt und dabei ihr Viertel neu entdeckt. 
Beim Abschlussfest, das gestern mit Unterstützung des „Kultur und Spiel-
raum e.V.“ auf dem Gelände der Pasinger Fabrik stattfand, wurden die Sie-
ger*innen des Spiels geehrt.

Stadtrat Florian Schönemann (Die Grünen – Rosa Liste Stadtratsfraktion) in Vertretung des 
Oberbürgermeisters mit dem Gewinnerteam „The Sunshine“(Foto: Mobilitätsreferat)

Die Kinder der Grundschule an der Bäckerstraße haben mit 64,49 Kilome-
tern durchschnittlich die weiteste Strecke während des Spielzeitraums zu-
rückgelegt. Die Schule erhält für ihre Leistung einen Preis. Die Teams The 
Sunshine, Fedeli Team und Die Lemminge wurden für 363,44 Kilometer, 
209,48 Kilometer und 160,13 Kilometer je Teammitglied ausgezeichnet. 
Alle Teilnehmenden haben eine Urkunde erhalten.
Mobilitätsreferent Georg Dunkel: „Auch in Pasing ist wieder deutlich ge-
worden, dass kreuz & quer dazu motiviert, täglich zu Fuß, mit dem Radl 
oder dem Tretroller im eigenen Viertel unterwegs zu sein. So eignen sich 
Kinder spielend wichtige Kompetenzen im Straßenverkehr an. Nicht einmal 
der viele Regen und die Hitzewelle konnten die Teilnehmenden diesmal 
von der Jagd auf Boxen und Punkte abhalten. Gratulation an alle für diese 
tolle Leistung!“
Rechnet man alle bisherigen „kreuz & quer“-Spiele zusammen, haben an 
den insgesamt 17 Durchläufen seit 2019 über 27.000 Menschen teilgenom-
men. Die Leistung derjenigen, die sich am Suchspiel beteiligen, belohnt 
das Mobilitätsreferat nach jedem Durchgang mit einem Abschlussfest. Je 
mehr Kilometer in einem Spielgebiet zurückgelegt werden, desto mehr 
Attraktionen gibt es auf dem Fest. Im Spielgebiet Pasing wurden unter an-
derem eine Hüpfburg, eine Holzwerkstatt, eine Popcornmaschine und ein 
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Kasperltheater freigespielt. Zudem gab es beim Abschlussfest die Mög-
lichkeit, die Verkehrssicherheit des eigenen Fahrrads vor Ort überprüfen zu 
lassen.
Mit der „kreuz & quer“-Schnitzeljagd möchte das Mobilitätsreferat dazu 
motivieren, sich aktiv zu bewegen und das eigene Stadtviertel klimascho-
nend neu zu entdecken. Das macht nicht nur Spaß, sondern ist auch ge-
sund für Mensch und Umwelt. Nach dem Motto „Übung macht den*die 
Meister*in“ zielt das Projekt darauf ab, die Sicherheit und Selbstständig-
keit insbesondere von Kindern im Straßenverkehr zu verbessern. Dabei soll 
das richtige Verhalten im Rahmen des Spiels gemeinsam mit den Eltern 
eingeübt werden. Ab 30. September geht „kreuz & quer“ im Spielgebiet 
Johanneskirchen - Englschalking in die nächste Runde.

Gesundheitsreferat: Urlaub nur mit UV-Schutz
(24.7.26) Sommer, Sonne, Urlaubszeit – viele Münchner*innen verbringen 
in den nächsten Wochen Urlaub in sonnigen Regionen. Das Gesundheits-
referat ruft dazu auf, gerade auch im Urlaub auf den bewussten Umgang 
mit Sonne und UV-Strahlung zu achten.
Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek: „Baden im Meer oder einem der 
Münchner Badeseen und der ausgiebige Aufenthalt im Freien, ob am 
Strand, an der Isar oder auf der eigenen Terrasse, gehören für viele zum 
Urlaubsgefühl dazu. Genießen Sie den Sommer und achten Sie dabei auf 
einen gesunden und verantwortungsvollen Umgang mit der Sonne.“
Die Stärke von UV-Strahlung auf der Erdoberfläche ist von der jeweiligen 
Örtlichkeit abhängig. Je näher am Äquator, umso stärker ist die UV-Strah-
lung. Auch die Höhe des Aufenthaltsorts über dem Meeresspiegel spielt 
eine Rolle. Mit zunehmender Höhe steigt die Strahlung, daher ist beispiels-
weise beim Wandern in den Bergen im Sommer ebenfalls besondere Vor-
sicht geboten. Wasser und heller Sand haben eine reflektierende Wirkung, 
wodurch die Strahlungsintensität zusätzlich verstärkt wird. Übermäßiges 
Sonnenbaden schädigt vor allem die Augen und die Haut, führt zu vorzei-
tiger Hautalterung, irreparablen Schäden der Augen sowie Haut und im 
schlimmsten Fall zu Hautkrebs. Ziel muss es daher immer sein, Sonnen-
brände zu verhindern. 
Im Umgang mit der Sommersonne empfiehlt das Gesundheitsreferat die 
Reihenfolge „Vermeiden, bedecken, schützen mit Sonnencreme“. Konkret 
bedeutet das:
	- Aufenthalte unter direkter Sonneneinstrahlung sind möglichst zu vermei-
den. Gerade in den besonders heißen Mittagsstunden zwischen 11 und 
15 Uhr ist ein Aufenthalt im Schatten oder in geschlossenen Räumen an-
geraten, denn dann ist die gefährliche UV-Belastung am höchsten. 
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	- Beim Aufenthalt in der Sonne sollte darauf geachtet werden, die Haut 
durch das Tragen langer Kleidung zu schützen. Hierbei ist auch das Tra-
gen eines Huts oder einer Kappe wichtig, die auch Ohren und Nacken 
schützt. Zum Schutz der Augen sollte eine geeignete Sonnenbrille getra-
gen werden. Auch Badebekleidung gibt es mit UV-Schutz.

	- Alle Körperstellen, die sich nicht bedecken lassen, etwa das Gesicht oder 
die Hand- und Fußrücken, sollten vor dem Aufenthalt in der Sonne mit ei-
ner auf den jeweiligen Hauttyp abgestimmten Sonnencreme mit hohem 
oder sehr hohem Lichtschutzfaktor (mindestens 30, besser 50 oder 100) 
eingecremt werden. Der Schutz ist abhängig vom verwendeten Produkt 
regelmäßig zu erneuern, vor allem nach dem Baden, oder nach beson-
ders schweißtreibenden Aktivitäten. (Klein-)Kinder benötigen auch hier 
besondere Aufmerksamkeit, und Säuglinge sollten grundsätzlich keiner 
direkten Sonnenstrahlung ausgesetzt werden. In keinem Fall rechtfertigt 
die Anwendung von Sonnencreme den unnötig längeren Aufenthalten in 
direkter Sonneneinstrahlung.

Weitere Informationen finden sich beim Bundesamt für Strahlenschutz un-
ter www.bfs.de/DE/home/home_node.html und beim Bayerischen Staats-
ministerium für Gesundheit, Pflege und Prävention unter www.stmgp.
bayern.de/vorsorge/umwelteinwirkungen/uv-strahlung. Außerdem hält das 
Gesundheitsreferat unter www.muenchen.de/hitze umfangreiche Informa-
tionen zum UV-Schutz und zu Hautgesundheit bereit. 

Migrationsbeiratswahl: Infoveranstaltung für eine mögliche Kandidatur
(24.7.2026) Am 22. November sind alle Münchner*innen mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit, die mindestens 18 Jahre alt sind und zum Wahlter-
min seit mindestens sechs Monaten in der Stadt leben, zur Wahl des 
Migrationsbeirats aufgerufen. Dieser hat die Aufgabe, den ehrenamtlichen 
Stadtrat und die hauptamtliche Verwaltung in allen Fragen zu Migration und 
Integration zu beraten. Er stellt Anträge und Anfragen, gibt Anregungen, 
Empfehlungen und Stellungnahmen. Er besteht aus 40 direkt gewählten, 
stimmberechtigten sowie weiteren beratenden Mitgliedern.
Wer sich in dem Gremium engagieren möchte, kann sich am Dienstag, 28. 
Juli, von 18 bis 20 Uhr bei einer Infoveranstaltung im Großen Sitzungssaal 
des Rathauses umfassend informieren. Dabei werden die Aufgaben des 
Migrationsbeirats, die Voraussetzungen für eine mögliche Kandidatur, der 
Ablauf der Kandidatur sowie die notwendigen Schritte bis zur Wahl erläu-
tert. Weitere Informationen zum Migrationsbeirat und zur Wahl sind zu fin-
den unter www.migrationsbeirat-muenchen.de. 

http://www.bfs.de/DE/home/home_node.html
http://www.stmgp.bayern.de/vorsorge/umwelteinwirkungen/uv-strahlung
http://www.stmgp.bayern.de/vorsorge/umwelteinwirkungen/uv-strahlung
http://www.muenchen.de/hitze
http://www.migrationsbeirat-muenchen.de
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Veranstaltungen des NS-Dokumentationszentrums
(24.7.2026) Das NS-Dokumentationszentrum München lädt zu folgenden 
kostenfreien Veranstaltungen ein:
	- Am Mittwoch, 29. Juli, 18 Uhr, zur Performance „Plantage Dachau“ von 
Caroline Anne Kapp im Garten des Lenbachhauses, Luisenstraße 33. 
Die „Plantage Dachau“, 1938 unmittelbar neben dem Konzentrationsla-
ger von der SS gegründet und besser bekannt unter dem Namen „Kräu-
tergarten“, war eines der größten Arbeitskommandos des KZ Dachau. 
Sie bildete einen Baustein für den geplanten Angriffskrieg und die Autar-
kiefantasien des Nazi-Regimes – eine Versuchsanstalt zwischen Esoterik 
und Effizienz. 220 Hektar Anbaufläche wurden von bis zu 1.600 Gefange-
nen, größtenteils Jüdinnen*Juden sowie Sinti*zze und Rom*nja, bewirt-
schaftet. Viele kamen bei den Arbeiten ums Leben. Nach 1945 wuchs 
zunächst Gras über die Sache, dann wurden die Böden mit Beton versie-
gelt: ein Industriegebiet entstand. In zehn von 16 Bundesländern besit-
zen heute völkische Siedler*innen Land. Sie beziehen sich auf national-
sozialistische Ideologien, die unter anderem auf der „Plantage Dachau“ 
erdacht und erprobt wurden. Caroline Anne Kapp hat zu dem überbauten 
Garten recherchiert und transportiert ihn durch ihre Performance in den 
Garten des Lenbachhauses.

	- Am Samstag, 1. August, 14 Uhr, findet der Rundgang „Das Frauenbild 
im Nationalsozialismus“ im NS-Dokuzentrum, Max-Mannheimer-Platz 
1, statt. Das NS-Regime propagierte ein klares Geschlechterbild: Die 
Hauptaufgabe der Frau sollte es sein, Kinder zu bekommen und sich um 
die Familie zu kümmern, um den Fortbestand der sogenannten „Volks-
gemeinschaft“ zu sichern. In der Ideologie der Nazis hatte die Erwerbs-
tätigkeit der Frau keine Relevanz. Verschiedene Maßnahmen, wie etwa 
das „Ehestandsdarlehen“, trugen dazu bei, das Bild der Frau als Mutter 
weiter zu festigen – wobei dieses „Idealbild“ nicht durchgängig der ge-
sellschaftlichen Realität entsprach. Das NS-Dokuzentrum ist barrierefrei 
für Menschen mit Gehbehinderung und Rollstuhlfahrer*innen zugänglich.

Für beide Veranstaltungen ist keine Anmeldung erforderlich. Weitere Infos 
unter nsdoku.de/programm. 

Bauzentrum: „Dynamische Stromtarife – Wie lässt sich damit sparen?“
(24.7.2026) Das Bauzentrum München lädt am Mittwoch, 29. Juli, um 18 
Uhr zum Online-Infoabend „Dynamische Stromtarife – Wie lässt sich damit 
sparen?“ ein. Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist erforderlich 
unter https://t1p.de/9df4x. 
Immer mehr Stromanbieter bieten dynamische Tarife mit flexiblen Preisen 
an. Diese Tarife sind besonders vorteilhaft für Besitzer von Elektroautos, da 
Zeiten mit den niedrigsten Strompreisen optimal genutzt werden können, 

http://nsdoku.de/programm
https://t1p.de/9df4x
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um die Batterie kostengünstig aufzuladen. Der Energieberater Daniel F. 
Eisel erklärt, wie der dynamische Tarif funktioniert und welche technischen 
sowie gesetzlichen Grundlagen dabei eine Rolle spielen. Zudem gibt er 
wertvolle Tipps, wie Haushalte durch flexible Tarife profitieren können, 
beispielsweise durch die gezielte Steuerung von Haushaltsgeräten, um 
Stromkosten effektiv zu senken.
Weitere Infos zum Bauzentrum unter muenchen.de/bauzentrum und sei-
nen Veranstaltungen unter veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum.

„What the City“: Ausstellungsführung und Spaziergang
(24.7.2026) Die Münchner Volkshochschule lädt am Mittwoch, 29. Juli, 17 
bis 18.30 Uhr, zu einer Führung durch die Ausstellung „What the City. Pers-
pektiven unserer Stadt“ im historischen Zeughaus des Münchner Stadtmu-
seums mit anschließendem Stadtspaziergang ein.
Die Ausstellung setzt sich mit Perspektiven auf die Stadt München aus 
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft auseinander. Zehn Kapitel – soge-
nannte Cities – beleuchten verschiedene Facetten der bayerischen Landes-
hauptstadt. Dabei stehen zentrale aktuelle Fragen im Raum: Wie kann man 
die Stadt grüner und lebenswerter gestalten? Stimmt das Klischee, dass 
Münchner*innen reich und schick sind? Wie lebenswert ist die Stadt für 
Menschen, die von Armut betroffen sind? Wie führt die queere Community 
den Kampf um Gleichberechtigung und wie prägen antirassistische Bewe-
gungen die Identität der Stadtgesellschaft? Und was ist los im Münchner 
Nachtleben? In der interaktiven Gesprächsführung wird dazu eingeladen, 
neue Perspektiven der Stadt zu entdecken und anregende Gespräche zu 
führen, die auf dem anschließenden Stadtspaziergang vertieft werden.
Die Teilnahme kostet 5 Euro. Tickets sind telefonisch Montag und Dienstag 
von 9 bis 13 Uhr unter 48006-6239 oder online unter mvhs.de erhältlich. 
Restkarten sind vor Ort bei der Dozentin erhältlich. Treffpunkt ist im Ein-
gangsbereich der Ausstellung am St.-Jakobs-Platz. Die Führung ist einge-
schränkt barrierefrei.

PlanTreff von 3. August bis 14. September geschlossen
(24.7.2026) Das Programm des PlanTreff geht in die Sommerpause. Der  
PlanTreff, die Plattform zur Stadtentwicklung in der Blumenstraße 31, 
bleibt deshalb vom 3. August bis einschließlich 14. September geschlos-
sen. Am 15. September startet der PlanTreff in die Herbst-/Wintersaison. 
Die Eröffnung der neuen Ausstellung „Data in a box – Stadtentwicklung 
digital, vernetzt und innovativ“ mit Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Flo-
renz) Elisabeth Merk, Edwin Grodeke, Leiter des Kommunalreferats, und 
Andres Lepik, Leiter des Architekturmuseums der TUM, findet am Mon-
tag, 21. September statt. Sie ist eine Kooperation mit dem Architekturmu-

http://muenchen.de/bauzentrum
http://veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum
http://mvhs.de
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seum der TUM, dem Kommunalreferat München – Geodatenservice und 
einer Installation von 3E8. Alle Infos zu den Veranstaltungen des neuen 
PlanTreff-Programms sind ab September zu finden unter muenchen.de/
plantreff. Die regulären Öffnungszeiten sind Dienstag bis Freitag von 12 bis 
18 Uhr. 

Öffentliche Stadtrats-Sitzungen der kommenden Woche

Dienstag, 28. Juli
					    9.30 Uhr	 Kreisverwaltungsausschuss – Großer 
						     Sitzungssaal
				   14.00 Uhr	 Finanzausschuss – Großer Sitzungssaal

Mittwoch, 29. Juli
					    9.00 Uhr	 Vollversammlung – Großer Sitzungssaal
						     (Die Vollversammlung wird als Livestream im 
						     Internet unter muenchen.de/stadtrat-live übertragen
						     und dabei auch in Gebärdensprache übersetzt)

http://muenchen.de/plantreff
http://muenchen.de/plantreff
http://muenchen.de/stadtrat-live


Baustellen aktuell
Freitag, 23. Juli 2026

Giesinger Berg (Giesing)
Das Baureferat setzt die Umbauarbeiten am Giesinger Berg sowie im 
angrenzenden Kreuzungsbereich Martin-Luther-Straße / Silberhorn-
straße / Ichostraße fort, um die Verkehrsführung und die Sicherheit für 
alle Verkehrsteilnehmenden zu verbessern.
Bis voraussichtlich Montag, 14. September, ist der Anschluss der Sil-
berhornstraße am Kreuzungsbereich Martin-Luther-Straße / Silberhorn-
straße / Ichostraße für den Autoverkehr gesperrt.
Von Samstag, 1. August, bis voraussichtlich Montag, 14. Septem-
ber, ist der Giesinger Berg ab Kolumbusplatz auf Höhe der Plattner-
straße bis zum Kreuzungsbereich Martin-Luther-Straße / Silberhorn-
straße / Ichostraße für den Autoverkehr gesperrt. Die Ableitungen 
werden vor Ort ausgeschildert und Verkehrsteilnehmende frühzeitig 
über Hinweistafeln informiert.
Der Busverkehr wird während der Sperrungen umgeleitet. Zufußge-
hende und Radfahrende können den Bereich jederzeit uneingeschränkt 
passieren. Anwohnende werden vor den Sperrungen gesondert über 
die Zufahrtsmöglichkeiten informiert.

Prinzregentenstraße 1 (Lehel) 
Die Stadtwerke München reparieren die Fernwärmeleitung vor dem 
Haus der Kunst, um die Infrastruktur zu erhalten und die Versorgung zu 
sichern.
Von Montag, 3. August, bis Freitag, 30. Oktober, werden die Arbeiten 
in zwei Bauphasen durchgeführt:
In Bauphase 1, von Montag, 3. August, bis Dienstag, 15. September, 
wird die Oberfläche der Prinzregentenstraße stadteinwärts vollständig 
gesperrt. 

Baustellenaktuell

Informationen zu laufenden Baumaßnahmen mit Verkehrseinschränkungen finden Sie im Internet unter
https://stadt.muenchen.de/infos/baustellen-verkehrseinschraenkungen.html

Herausgeber: Landeshauptstadt München, Mobilitätsreferat, Baustellenmanagement



Der Autoverkehr wird über den Altstadtringtunnel stadteinwärts abge-
leitet. Für Gefahrguttransporte ist eine Ableitung über die Oettingen-
straße, die Maximilianstraße und den Karl-Scharnagl-Ring eingerichtet. 
Die Buslinie 100 hält in diesem Zeitraum nicht an den Haltestellen Köni-
ginstraße, Von-der-Tann-Straße und Odeonsplatz. 
Der Taxistellplatz entfällt. Zufußgehende und Radfahrende können die 
Baustelle uneingeschränkt passieren.
In Bauphase 2, von Dienstag, 15. September, bis Freitag, 30. Okto-
ber,  kann der Autoverkehr die Engstelle wieder passieren. Die Buslinie 
100 fährt ebenfalls wieder regulär. 
Die Ableitungsstrecken werden vor Ort ausgeschildert.

Pretzfelder Straße (Aubing-Lochhausen-Langwied) 
Das Baureferat saniert die Fahrbahn in der Pretzfelder Straße zwischen 
Freihamer Weg und Streitbergstraße.
Hierfür wird die Pretzfelder Straße von voraussichtlich Montag, 3. Au-
gust, bis Freitag, 21. August, für den Fahrverkehr vollständig gesperrt.
Eine Umleitung über das bestehende Straßennetz wird ausgeschildert.
Fußgänger*innen und Radfahrende sind von den Arbeiten nicht betrof-
fen.

Brudermühltunnel (Sendling)
Das Baureferat führt eine sicherheitstechnische Instandsetzung im Bru-
dermühltunnel durch.
Der Tunnel wird in der Zeit von Montag, 27. Juli, bis Freitag, 31. Juli, 
jeweils zwischen 22 Uhr und 5 Uhr gesperrt. Der Autoverkehr wird 
während der Sperrzeiten über das Straßennetz an der Oberfläche abge-
leitet.
Zufußgehende und Radfahrende sind von der Sperrung nicht betroffen.

Truderinger Straße (Trudering-Riem)
Das Baureferat saniert die Truderinger Straße zwischen Friesenstraße 
und Halfinger Straße, die Halfinger Straße bis zum Schatzbogen sowie 
die Elritzenstraße bis zum Barschweg. 
Ab Montag, 27. Juli finden Vorarbeiten in der Truderinger Straße zwi-
schen Halfinger und Friesenstraße im Wechselverkehr mittels Beschil-
derung statt. Die tatsächlichen Bauarbeiten beginnen am Montag, 3. 
August. Die Arbeiten in der Truderinger Straße enden voraussichtlich 
am Sonntag, 9. August, die Arbeiten in der Halfinger Straße und der 

Informationen zu laufenden Baumaßnahmen mit Verkehrseinschränkungen finden Sie im Internet unter
https://stadt.muenchen.de/infos/baustellen-verkehrseinschraenkungen.html
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Elritzenstraße sind voraussichtlich am Freitag, 14. August, abgeschlos-
sen. Bei schlechtem Wetter werden die Arbeiten verschoben.
Die Fahrbahnsanierung erfolgt unter Sperrung für den Autoverkehr. Für 
den Autoverkehr ist für diese Zeit eine Ableitung über die Kreillerstraße 
und Schatzbogen vorgesehen. Das Parken im Baustellenbereich ist 
während der Arbeiten nicht möglich, die Zu- und Abfahrt zu den anlie-
genden Grundstücken in der Truderinger Straße ist während der Bauzeit 
aus Sicherheitsgründen eingeschränkt.
Zufußgehende und Radfahrende können die Baustelle passieren.
Der Busverkehr am Truderinger Busbahnhof wird verlegt. Die Buslinie 
194 fährt nördlich des Bahnhofs in der Birthälmer Straße ab. Alle ande-
ren Linien umfahren den Baustellenbereich großräumig. Die Busse 185, 
192, 193 und N79 halten zum Umstieg auf die U-Bahn an der Haltestelle 
Kreillerstraße. Mit dem Bus 139 erreichen Fahrgäste ab der Bajuwa-
renstraße den Truderinger Bahnhof zu Fuß oder können in Neuperlach 
Zentrum in die U-Bahn umsteigen. 

Informationen zu laufenden Baumaßnahmen mit Verkehrseinschränkungen finden Sie im Internet unter
https://stadt.muenchen.de/infos/baustellen-verkehrseinschraenkungen.html
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Freitag, 24. Juli 2026

Rolltreppen müssen funktionsfähig sein
Antrag Stadtrats-Mitglieder Andreas Babor, Alexandra Gaßmann, Hans-Pe-
ter Mehling und Thomas Schmid (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE 
WÄHLER) vom 13.1.2025

Klarer Schutz von afghanischen Menschen in München und überall! – 
2
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner 
und Brigitte Wolf (Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 13.11.2025

Leerstand 6: Austauschprogramm mit anderen Städten zum effizien-
ten Leerstands- und Flächenmanagement
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 21.11.2025

Leerstand 7: Externe Organisationsanalyse der städtischen Immobi-
lienprozesse zur Beschleunigung von Vermietung, Zwischennutzung 
und Flächenmanagement
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 21.11.2025 vom 
21.11.2025

Keine Chance dem „Loverboy“
Antrag Stadtrats-Mitglieder Delija Balidemaj, Alexandra Gaßmann, Ulrike 
Grimm, Winfried Kaum und Dr. Evelyne Menges (Stadtratsfraktion der CSU 
mit FREIE WÄHLER) vom 25.11.2025

Erweiterung der Meldepflicht
Antrag Stadtrats-Mitglieder Alexandra Gaßmann, Hans Hammer, Dr. 
Evelyne Menges, Manuel Pretzl und Thomas Schmid (Stadtratsfraktion der 
CSU mit FREIE WÄHLER) vom 20.1.2026
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Rolltreppen müssen funktionsfähig sein
Antrag Stadtrats-Mitglieder Andreas Babor, Alexandra Gaßmann, Hans-Pe-
ter Mehling und Thomas Schmid (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE 
WÄHLER) vom 13.1.2025

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Zunächst bitten wir die verspätete Antwort aufgrund personeller Engpässe 
zu entschuldigen.

In Ihrem oben genannten Antrag fordern Sie, dass die Landeshauptstadt 
München dafür Sorge zu tragen hat, dass die im Bereich der öffentlichen 
Verkehrsmittel betriebenen Rolltreppen im eigenen Wirkungsbereich 
(SWM/MVG) zuverlässig funktionieren. Der Oberbürgermeister wird dar-
über hinaus gebeten, sich bei der Deutschen Bahn und der S-Bahn Mün-
chen für einen zuverlässigen Betrieb der Rolltreppen an den Bahnhöfen 
einzusetzen.

Nach § 60 Abs. 9 Geschäftsordnung (GeschO) dürfen sich Anträge ehren-
amtlicher Stadtratsmitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren 
Erledigung der Stadtrat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages fällt jedoch 
nicht in die Zuständigkeit des Stadtrates oder als laufende Angelegenheit 
in die Zuständigkeit des Oberbürgermeisters, sondern in den operativen 
Geschäftsbereich der Münchner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG) und der 
Deutschen Bahn.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teilen wir Ihnen auf diesem Wege zu Ih-
rem Antrag vom 13.1.2025 Folgendes mit: 

Bei der im Antrag angeführten „Grolltreppe“ handelt es sich um eine 
Fahrtreppe der Deutschen Bahn, auf die die Landeshauptstadt München 
keinen Einfluss hat. Herr Oberbürgermeister Reiter hat dazu für den ge-
meinsamen Ausschuss mit dem Referat für Arbeit und Wirtschaft und dem 
Mobilitätsreferat am 28.1.2025 Vertreter*innen der Deutschen Bahn einge-
laden, die zur genannten Rolltreppe Ausführungen gemacht haben.

Ergänzend wurden zu Ihrem Antrag vom 13.1.2025 die Stadtwerke Mün-
chen GmbH - Resort Mobilität um Stellungnahme gebeten und teilten Fol-
gendes mit:

„Wir können Ihren Ärger nachvollziehen, Fahrtreppen in Zuständen entge-
gen Ihren Erwartungen vorzufinden. Die Verfügbarkeit der Anlagen hat für 
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die SWM/MVG nach der Sicherheit für unsere Fahrgäste oberste Priorität. 
(...) Die technische Anlagenverfügbarkeit der Fahrtreppen im Zuständig-
keitsbereich der SWM/MVG liegen für das Jahr 2024 bei 98,2%.

Die technische Verfügbarkeit wird wie folgt berechnet:
Leistungsstunden* (24h x 365 Tage – Ausfallzeit in h)/24h x 365 Tage.
*planmäßige Standzeiten wie Wartungen oder TÜV-Inspektionen und darü-
ber hinaus Vandalismus gelten als Leistungsstunden

Am Marienplatz gibt es 28 Fahrtreppen, diese weisen eine mittlere Verfüg-
barkeit von 98,3% auf. (17 Fahrtreppen weisen eine Verfügbarkeit von ≥ 
98%, 26 Fahrtreppen weisen eine Verfügbarkeit von ≥ 96% auf und 2 Fahr-
treppen weisen eine Verfügbarkeit von < 96% auf.)
Die Anlage mit der schlechtesten Verfügbarkeit wurde letztes Jahr zwi-
schen der EM und dem Oktoberfest erneuert. Dieses Jahr werden drei 
weitere Anlagen (Marienhof) erneuert.
Ein Teil der Station Marienplatz wird auch durch die Deutsche Bahn betrie-
ben.

Am Sendlinger Tor gibt es 30 Fahrtreppen, diese weisen eine mittlere Ver-
fügbarkeit von 97,3% auf. (15 Fahrtreppen weisen eine Verfügbarkeit von ≥ 
98% auf, 24 Fahrtreppen weisen eine Verfügbarkeit von ≥ 96% auf und 6 
Fahrtreppen (u.a. Nr. 01, 25, 26) weisen eine Verfügbarkeit von < 96% auf.)

Der Bahnhof Sendlinger Tor wurde nach einer siebenjährigen Modernisie-
rungsdauer „unter rollendem Rad“ am 20.9.2024 vollständig in Betrieb ge-
nommen. Während der Modernisierung waren die Anlagen mehr Störgrö-
ßen als üblich ausgesetzt. Ferner hatten wir mit dem Fahrtreppenhersteller 
einige Gewährleistungsfälle offen, die sich in die Länge zogen. Nach der 
Inbetriebnahme des Bahnhofs Sendlinger Tor konnten deutlich höhere Ver-
fügbarkeiten erzielt werden. Wir konnten wie bereits im Zeitraum Nov-Dez 
2024 für die Fahrtreppe Nr. 01 einen Wert von 98,04% erreichen und die 
Anlagen Nr. 25 und 26 erzielten im angegebenen Zeitraum eine Verfügbar-
keit von über 99% auf. Für die restlichen Fahrtreppen arbeiten wir aktuell 
an der Erhöhung der Verfügbarkeit.“

Darüber hinaus nimmt der Facharbeitskreis Mobilität des Behindertenbei-
rats der Landeshauptstadt München wie folgt Stellung:

„Der Behindertenbeirat unterstützt die Anträge vollumfänglich sowohl hin-
sichtlich der Intention wie der Begründung.
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Funktionierende Aufzüge und Fahrtreppen sind in einem U-S-Bahnsystem 
kein „nice-to-have“-Feature, sondern unverzichtbare Bestandteile der 
Transportkette. Dies gilt nicht nur für Rollstuhlfahrer, sondern für alle Fahr-
gäste mit Mobilitätseinschränkungen, für Menschen mit Kinderwagen und 
Reisende mit Gepäck.

Wie wir erst jüngst bei der Fortschreibung des Nahverkehrsplans im Mobi-
litätsausschuss des Münchner Stadtrats dargestellt haben, zweifeln wir die 
von der MVG ausgewiesenen Verfügbarkeitswerte von über 99 Prozent als 
unrealistisch an.

Sofern wir richtig unterrichtet sind, werden Ausfallzeiten, die durch War-
tung und Erneuerung gegeben sind, bei den Verfügbarkeitszeiten nicht 
einberechnet. Tatsache ist aber, dass während dieser Zeiten die Aufzüge 
nicht zur Verfügung stehen und der barrierefreie Zugang nicht gegeben ist. 
Diese Zeiten sind zukünftig bei der Statistik anzugeben.

Außerdem bestehen Erfassungslücken. Nimmt man als Fahrgast eine 
Fahrtreppe wahr, die außer Betrieb ist, und meldet dies telefonisch an die 
MVG-Leitstelle, passiert es häufig, dass dieser Stillstand dort nicht bekannt 
ist und sich das MVG-Personal für den Anruf bedankt.

Zudem bestehen widersprüchliche Störungsanzeigen im MVG-Zoom: Wie 
der unten angefügte Schnappschuss zeigt, sind im Linien-Plan von MVG-
Zoom acht U-Stationen mit Aufzügen/Fahrtreppen außer Betrieb ausgewie-
sen. In der Text-Legende darunter sind es nur drei Stationen.
Aus Sicht des Behindertenbeirates ist es unabdingbar, eine saubere und 
belastbare Störfallstatistik zu haben, um Schwachstellen bei Aufzügen und 
Fahrtreppen zu vermeiden.

links: Abbildung 1, Quelle: Stellungnahme des Behinderten Beirat der Landeshauptstadt 
München vom 24.1.2025
rechts: Abbildung 2, Quelle: Stellungnahme des Behinderten Beirat der Landeshauptstadt 
München vom 24.1.2025“
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Das Mobilitätsreferat unterstützt die Forderungen des Behindertenbeirates 
der Landeshauptstadt München. Es ist notwendig, dass die Kommunika-
tion über die Verfügbarkeit der Rolltreppen und Aufzüge in allen Auskunfts-
medien korrekt und verkehrsträgerübergreifend dargestellt ist. Ebenfalls 
ist es aus Sicht des Mobilitätsreferates erforderlich, dass die tatsächlichen 
Verfügbarkeitsraten kommuniziert werden. Für den Fahrgast ist die tat-
sächliche örtliche Verfügbarkeit der Anlagen das oberste Kriterium für die 
Planung der anstehenden Fahrt. 

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Klarer Schutz von afghanischen Menschen in München und überall! – 
2
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner 
und Brigitte Wolf (Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 13.11.2025

Antwort Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller:

Vielen Dank für Ihren Antrag vom 13.11.2025, in dem Sie die Situation af-
ghanischer Menschen in München nach der Machtübernahme der Taliban 
und die damit einhergehenden datenschutzrechtlichen Bedenken beschrei-
ben.

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch eine laufende 
Angelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO 
dem Oberbürgermeister obliegt, weshalb eine beschlussmäßige Behand-
lung im Stadtrat rechtlich nicht möglich ist.

Zu Ihrem Antrag teilt das Kreisverwaltungsreferat im Auftrag des Herrn 
Oberbürgermeisters Folgendes mit:

Die Verwaltung wird beauftragt,

Punkt a: 
Zu prüfen, ob und in welchem Umfang personenbezogene Daten von afg-
hanischen Staatsangehörigen, ehemaligen Ortskräften oder ihren Angehö-
rigen in kommunalen Registern gespeichert sind.

Antwort: 
Die Servicestelle für Zuwanderung und Einbürgerung (SZE) erfasst in ih-
rem Fachverfahren personenbezogene Daten sowie den entsprechenden 
Grund für die Speicherung, einschließlich der rechtlichen Grundlage des 
Aufenthaltstitels.

Punkt b: 
Sicherzustellen, dass keine Daten an Behörden oder Organisationen wei-
tergegeben werden, die unter Kontrolle oder Einfluss der Taliban stehen 
oder mit diesen kooperieren.
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Antwort: 
Der Umgang mit personenbezogenen Daten wird umfassend in Antwort 
zu Frage 1 im Teil 1 des Antrags beschrieben.

Punkt c: 
Betroffene Personen in geeigneter Form über ihre Datenschutzrechte, ins-
besondere über Auskunfts- Widerspruchs- und Sperrmöglichkeiten gemäß 
DSGVO und BayDSG, zu informieren. 

Antwort:
Die SZE verweist auf ihrer Webseite (Online-Services) in den Dienstleis-
tungsbeschreibungen im Rahmen der Antragstellung unter „Links und 
Downloads“ auf die Datenschutzgrundverordnung.

Darüber hinaus steht den betroffenen Bürger*innen die Zentrale Stelle für 
Betroffenenrechte beim behördlichen Datenschutz der Landeshauptstadt 
München als Anlaufstelle zur Verfügung. Sie erreichen die behördliche Da-
tenschutzbeauftragte unter:

Landeshauptstadt München
Datenschutzbeauftragte der LHM
Marienplatz 8
80331 München
E-Mail: datenschutz@muenchen.de; betroffenenrechte@muenchen.de

Hinweise der Landeshauptstadt München zum Datenschutz

Punkt d: 
Zu prüfen, ob und in welchen Fällen Menschen aus Afghanistan, die keine 
anerkannte Flüchtlingseigenschaft erhalten haben, derzeit gezwungen 
sind, zur Beschaffung von Pässen oder Passersatzpapieren das afghani-
sche Konsulat aufzusuchen und dort persönliche Daten offenzulegen.

Antwort: 
Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit dürfen grundsätzlich nur in 
das Bundesgebiet einreisen oder sich darin aufhalten, wenn sie einen an-
erkannten und gültigen Pass oder Passersatz besitzen. 
Die §§ 5-11 der Aufenthaltsverordnung (AufenthV) normieren die Möglich-
keit der Ausstellung eines Reiseausweises für Ausländer*innen als Pas-
sersatzpapier bei Unmöglichkeit der Passbeschaffung. Die Verpflichtung 
zur Beschaffung eines anerkannten ausländischen Passes oder Passersat-
zes hat aufgrund der Passhoheit der Herkunftsstaaten über ihre eigenen 



Rathaus Umschau
24.7.2026, Seite 28

Staatsangehörigen jedoch Vorrang gegenüber der Ausstellung von Passer-
satzpapieren durch die Ausländerbehörden. Die Zumutbarkeit der Pass-
beschaffung ist anhand der in § 5 Abs. 2 und 3 AufenthV konkretisierten 
Maßstäbe in jedem Einzelfall festzustellen.

Hinsichtlich des Personenkreises der afghanischen Staatsangehörigen gibt 
es keine über die gesetzlichen Regelungen des Aufenthaltsgesetzes bzw. 
der Aufenthaltsverordnung hinausgehenden Ausnahmen. 

Punkt e: 
Sich beim Freistaat Bayern und beim Bund dafür einzusetzen, dass afgha-
nischen Staatsangehörigen, insbesondere Männern, für die ein Kontakt 
mit dem afghanischen Konsulat aufgrund möglicher Repressionen oder 
Gefährdungen unzumutbar ist, unmittelbar ein Reiseausweis für Ausländer 
ausgestellt werden kann – ohne dass sie zuvor beim Konsulat vorsprechen 
oder dort persönliche Daten hinterlegen müssen. 

Antwort: 
Ein Reiseausweis kann nach der bundesweit einheitlichen Regelung des 
§ 5 Abs. 1 AufenthV erteilt werden, wenn die Person nachweislich über 
keinen Pass(-ersatz) verfügt und die Beschaffung unzumutbar ist. Die kon-
kreten Anforderungen an die Unzumutbarkeit sind jedoch immer nach den 
Umständen des Einzelfalls zu beurteilen. Je gewichtiger die Umstände 
sind, desto geringer sind die Anforderungen an die Unzumutbarkeit. Die 
Unzumutbarkeit der Passbeschaffung muss dargelegt werden.

Punkt f: 
Zu ermöglichen, dass eine Identitätsfeststellung auch mit alternativen Ver-
fahren nach den Regelungen des Aufenthalts-, Asyl- und Leistungsrechts 
(Geburtsurkunde, eidesstattliche Erklärung, interne Prüfverfahren, etc.) 
möglich ist. 

Antwort: 
Ausgehend von der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist 
der Nachweis der Identität zuvorderst und in der Regel durch die Vorlage 
eines anerkannten Passes, Passersatzes oder eines anderen amtlichen 
Identitätsnachweises zu führen. Um Fällen gerecht zu werden, in denen 
eine Person keines dieser Dokumente besitzt, hat das Bundesverwal-
tungsgericht das sog. Stufenmodell entwickelt. Demnach sind in einem 
abgestuften System verschiedene Dokumente bzw. Beweismittel (z.B. 
Geburtsurkunde) zur Klärung der Identität zuzulassen. Dieses Modell stellt 
sicher, dass Personen, die sich unverschuldet in einer Beweisnot befinden, 
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nicht ohne ausreichende sachliche Gründe schlechter behandelt werden 
als jene, die keine solchen Einschränkungen bei der Nachweisführung ha-
ben. 

Punkt g: 
Eine Schulung für Mitarbeitende zu entwickeln, die mit Afghaninnen und 
Afghanen arbeiten. Die Schulung soll die aktuelle Lage in Afghanistan, die 
Risiken der Datenweitergabe an die afghanische Botschaft, alternativen 
Verfahren der Identitätsfeststellung ohne Zusammenarbeit mit der Bot-
schaft, kultursensible und traumabewusste Kommunikation und interne 
Meldewege bei Verdachtsfällen von unzulässigen Datenanfragen behan-
deln und zusammen mit der afghanischen Diaspora, zivilgesellschaftlicher 
Organisationen und Fachberatungsstellen erarbeitet werde. 

Antwort: 
Als Behörde unterliegen wir den Vorgaben und Weisungen der Aufsichts-
behörden, die uns regelmäßig über aktuelle Entwicklungen und Änderun-
gen informieren. Bereits jetzt stehen umfangreiche Handlungshinweise 
für spezifische Personengruppen zur Verfügung, darunter auch die behör-
deninterne Informationsseite des Landesamtes für Asyl und Rückführung, 
die relevante Länderinformationen bereitstellt. Darüber hinaus haben wir 
Zugang zu umfassenden Fachinformationen, beispielsweise zur Passbe-
schaffung.

Derzeit werden alle Mitarbeitenden der SZE zum Thema Identitätsklärung 
inkl. dem aktuellen Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes geschult. Ab-
schließend ist zu erwähnen, dass das Sozialreferat bereits seit Jahren sog. 
Länderkundeseminare für Mitarbeiter*innen organisiert, an denen auch die 
SZE teilnimmt.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist. 
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Leerstand 6: Austauschprogramm mit anderen Städten zum effizien-
ten Leerstands- und Flächenmanagement
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 21.11.2025

Antwort Edwin Grodeke, Leiter des Kommunalreferats:

Mit Ihrem o.g. Antrag fordern Sie die Landeshauptstadt München, Kom-
munalreferat, auf, ein strukturiertes Austauschprogramm mit Städten, die 
erfolgreiche Strategien für Leerstandsmanagement, Zwischennutzungen 
und digitales Flächenmanagement entwickelt haben (z.B. Wien, Ham-
burg, Zürich, Kopenhagen) aufzubauen. Zur Begründung führen Sie an, 
dass diese Städte bereits erfolgreiche Instrumentarien und Strategien im 
Bereich des Leerstands- und Flächenmanagements entwickelt haben, 
einschließlich der Aktivierung von Zwischennutzungen und digitalem Flä-
chenmanagement zur besseren Steuerung kommunaler Immobilien. Durch 
Fachgespräche, Besuche und Workshops soll ein Vergleich von Prozessen 
stattfinden und eine Best-Praktice-Sammlung erarbeitet werden, aus der 
konkrete Empfehlungen für München abgeleitet werden können. Hierzu 
regen Sie einen Bericht als Stadtratsvorlage innerhalb von 9 Monaten an, 
der die wichtigsten Erkenntnisse, übertragbare Maßnahmen, organisatori-
sche und digitale Verbesserungen sowie konkrete Umsetzungsvorschläge 
für München darstellt.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, Ihren Antrag als Brief zu 
beantworten.

Zu Ihrem Antrag vom 21.11.2025 teile ich Ihnen Folgendes mit:

Ich danke für Ihre Vorschläge. 

Wie bereits in den Antworten zu Ihren Stadtratsanfragen Leerstand 1 und 
4 und Ihren Stadtratsanträgen Leerstand 2-5 dargestellt, besteht keine 
Leerstandsproblematik innerhalb kommunaler Bestände, die Belegungs-
quote ist oberhalb des allgemeinen Marktgeschehens, was zum einen auf 
die niedrige Fluktuation, aber auch auf die konsequente Umsetzung beste-
hender Maßnahmen zur Vermeidung von Leerständen zurückzuführen ist. 

Das von Ihnen vorgeschlagene Austauschprogramm kann insofern zu 
keiner echten Verbesserung der Situation führen, da zu ausgeführten Op-
timierungsoptionen keine Begründetheit vorliegen. Angesichts des zu er-
wartenden Nutzens und der Pflicht zu ökonomischem Verwaltungshandeln 
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wird derzeit keine Möglichkeit oder Veranlassung zur Umsetzung Ihres 
Vorschlags gesehen. 

Die Abteilungen Immobilienmanagement und -service des Kommunalre-
ferats nehmen regelmäßig an der Arbeitstagung der bayerischen Liegen-
schaftsämter teil. Somit findet ein interkommunaler Austausch mit ande-
ren bayerischen Städten und Kommunen zu immobilienwirtschaftlichen 
Fragestellungen/Themen statt. Ihr Vorschlag eines internationalen Aus-
tauschs mit anderen größeren europäischen Städten würde ungleich hö-
here Kosten für Reisetätigkeiten verursachen und personelle Kapazitäten 
binden, die nicht verfügbar sind.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Leerstand 7: Externe Organisationsanalyse der städtischen Immobi-
lienprozesse zur Beschleunigung von Vermietung, Zwischennutzung 
und Flächenmanagement
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 21.11.2025 vom 
21.11.2025

Antwort Edwin Grodeke, Leiter des Kommunalreferats:

Mit Ihrem Antrag fordern Sie die Landeshauptstadt München, Kommu-
nalreferat (KR), auf, eine unabhängige externe Organisationsanalyse der 
Prozesse rund um Vermietung, Verpachtung, Zwischennutzung, interne 
Flächenvergabe und Leerstandsmanagement städtischer Immobilien durch 
eine fachkundige Organisation durchzuführen. Diese externe Organisation 
soll umfangreiche Erfahrung in der Immobilienverwaltung im öffentlichen 
Sektor sowie mit Vergabe - und Verwaltungsprozessen, Organisationsent-
wicklung und Change-Management vorweisen.

Ziel dieser Analyse soll es u.a. sein, alle relevanten Prozessketten abzubil-
den, die mit der Freigabe einer Immobilie und der anschließenden Neu-
vergabe verbunden sind. Eine detaillierte Betrachtung der Abläufe soll po-
tenzielle Verzögerungen im Prozess der Immobilienvergabe identifizieren. 
Anhand der Analyse sollen Maßnahmen erarbeitet werden, um die Abläufe 
zu straffen und zu optimieren, insbesondere durch den gezielten Einsatz 
von Personalressourcen und modernen EDV-Anwendungen. Ein Bestand-
teil der Analyse soll darin bestehen, interne Abstimmungsprozesse zu 
modifizieren, um Abweichungen zwischen definierten Soll-Prozessen und 
praktischer Umsetzung zu erkennen und zu beheben.

Der abschließende Ergebnisbericht soll konkrete und umsetzbare Reform-
vorschläge zur Verbesserung des städtischen Immobilienvergabeprozesses 
enthalten, welcher im Anschluss an die Analyse dem Stadtrat bzw. den zu-
ständigen Ausschüssen vorzustellen ist. Die Stadtverwaltung soll ferner in-
nerhalb von drei Monaten einen umfassenden Maßnahmenplan erarbeiten 
und dem Stadtrat alle sechs Monate über die Umsetzung hierzu berichten.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, Ihren Antrag als Brief zu 
beantworten. 
Zu Ihrem Antrag vom 21.11.2025 teile ich Ihnen Folgendes mit:

Ich freue mich, Ihnen mitteilen zu können, dass der von Ihnen angeführte 
Untersuchungsgegenstand bereits standardmäßig im Kommunalreferat be-
arbeitet wird. Die Landeshauptstadt München verfolgt, mit der Umsetzung 



Rathaus Umschau
24.7.2026, Seite 33

einer prozessorientierten Organisation im Rahmen des stadtweit einge-
führten Geschäftsprozessmanagements (GPM), das Ziel, ihre Dienstleis-
tungen und Arbeitsabläufe effizienter und bürgernäher zu gestalten. Durch 
Weiterentwicklung und Optimierung der Geschäftsprozesse sollen die Ab-
läufe standardisiert, transparenter und flexibler gestaltet werden.
Soweit Ihre Vorschläge nicht bereits in Umsetzung sind, liegt dies daran, 
dass diese Rahmenbedingungen betreffen, die seitens der Stadtverwal-
tung nicht selbst aktiv angegangen werden können. Diese Umstände 
zurückgestellt, würde eine externe Organisationsanalyse Kosten verursa-
chen, die es aufgrund der finanziellen Lage zu vermeiden gilt, da über die 
laufenden interne städtische Prozessentwicklung Optimierungsoptionen 
eigenständig eruiert werden.

Wie bereits in den Antworten zu Ihren Stadtratsanfragen Leerstand 1 
und 4 und Ihren Stadtratsanträgen Leerstand 2-6 erläutert, liegt die Bele-
gungsquote des städtischen Immobilienbestandes außerdem oberhalb 
des allgemeinen Marktgeschehens. Sämtliche Immobilienprozesse in den 
Bereichen Vermietung, Zwischennutzung und Flächenmanagement sind 
im Rahmen des städtischen Geschäftsprozessmanagements für das Kom-
munalreferat als Vermieterreferat festgelegt. Diese werden kontinuierlich 
analysiert und, sofern erforderlich, angepasst.

Soweit die Landeshauptstadt München Räume/Flächen nicht für die De-
ckung des städtischen Eigenbedarfs benötigt, ist sie generell zu deren 
öffentlicher Ausschreibung im Zuge der Drittvermietung verpflichtet. Eine 
Direktvergabe ist aus rechtlichen Gründen nicht möglich. Ausschreibungs-
verfahren unterliegen vorgegebenen zeitlichen Rahmenbedingungen. Zur 
Sicherstellung der Anschlussnutzung ist es Anspruch des Kommunalrefe-
rats, entsprechende Verfahren standardmäßig rasch abzuwickeln. 

Oberste Zielsetzung im Kommunalreferat ist die durchgängige nachhal-
tige Nutzung des Immobilienportfolios und in der Konsequenz damit u.a. 
auch die Vermeidung von Leerstand. Zwischennutzungen sind hierzu bei 
bestimmten Ausgangslagen eine sinnvolle und deshalb auch praktizierte 
Option. Das Kommunalreferat greift auf dieses Instrument bereits seit 
längerer Zeit zurück und hat, insbesondere mit der eigenen Rolle im seit 
2015 referatsübergreifend agierenden Kompetenzteam Kultur- und Kreativ-
wirtschaft/Kreativ München hier Verfahrensabläufe mitgestaltet und einen 
aktiven Part im Abbau von etwaigen Vorbehalten auch seitens anderer Im-
mobilieneigentümer betrieben. 
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Eine externe Organisationsuntersuchung würde aufgrund der derzeit im 
Kommunalreferat fehlenden Personalkapazitäten nicht nur zusätzliche Res-
sourcen binden, sondern auch zu keiner Verbesserung der Effizienz bei der 
Vergabe und Bewirtschaftung führen. Zudem soll die Zwischennutzung 
städtischer Flächen und Räume über spezielle Situationen hinaus (bspw. 
Gasteig, Kunstlabor 2, Creative Hub Tumblingerstr.) nicht gezielt und erwei-
tert verfolgt werden, sondern diese möglichst schnell und unmittelbar ihrer 
geplanten Verwendung zugeführt werden. 

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Keine Chance dem „Loverboy“
Antrag Stadtrats-Mitglieder Delija Balidemaj, Alexandra Gaßmann, Ulrike 
Grimm, Winfried Kaum und Dr. Evelyne Menges (Stadtratsfraktion der CSU 
mit FREIE WÄHLER) vom 25.11.2025

Antwort Stadtschulrat Florian Kraus:

Auf Ihren Antrag vom 25.11.2025 nehme ich Bezug.

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Bei dem Inhalt Ihres Antrags handelt es sich jedoch um 
eine laufende Angelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO 
und § 22 GeschO dem Oberbürgermeister obliegt. Eine beschlussmäßige 
Be-handlung der Angelegenheit im Stadtrat ist daher nicht möglich, wes-
halb die Beantwortung auf diesem Wege erfolgt.

Der Antrag lautet wie folgt:
„Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München wird aufgefor-
dert, die Aufklärungs- und Präventionsarbeit von Jugendlichen über die 
Anbahnungsmethoden von Zuhältern zur sexuellen Ausbeutung an weiter-
führenden Schulen und medienwirksamen Kampagnen zu etablieren bzw. 
auszubauen.“

Hierzu kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Im Rahmen der Leitlinie Bildung des Referats für Bildung und Sport sowie 
unterrichtspezifischer Vorgaben wie sie in den Lehrplänen des Freistaats 
Bayern formuliert sind, sind Aspekte der Familien- und Sexualerziehung, 
der Medienbildung/Digitalen Bildung und der Werteerziehung fester Be-
standteil der Bildung und Erziehung, wie sie an den weiterführenden 
Schulen der LHM aktiv vermittelt und gelebt werden. Die im Antrag ange-
sprochene „Aufklärungs- und Präventionsarbeit von Jugendlichen über die 
Anbahnungsmethoden von Zuhältern zur sexuellen Ausbeutung“ und „me-
dienwirksame Kampagnen“ fallen unter all diese Kategorien. Die aktuell 
gültigen (kompetenzorientierten) Lehrpläne bieten den Lehrkräften Spiel-
raum, um die angesprochene Thematik wirkungsorientiert, nachhaltig und 
ggf. auch anlassbezogen im täglichen Fachunterricht zu verankern, so dass 
hierdurch bereits aktive Vorkehrungen auch zur genannten „Loverboy“-Pro-
blematik getroffen werden.
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Die städtischen Schulen gehen über diese allgemein verbindlichen Rege-
lungen hinaus und betreiben auf Basis der hierfür bei der Stadt explizit ge-
schaffenen Voraussetzungen bereits aktive Aufklärungs-, Präventions- und 
Medienarbeit im Zusammenhang mit geschlechtergerechter Pädagogik: 
Sie profitieren  von der verpflichtenden Einrichtung des Amtes der „Mäd-
chen*- und Jungen*beauftragten“ an allen städtischen allgemeinbildenden 
Schulen, die ein besonderes Augenmerk gerade auf die im Antrag formu-
lierte Sachlage haben. Diese Ämter wurden im Rahmen eines Stadtratsbe-
schlusses fest installiert und sind mit der Daueraufgabe verbunden, indi-
viduelle schulische Schutzkonzepte zu entwickeln, zu implementieren und 
laufend zu aktualisieren. Zur Aufgabenbeschreibung dieses Amtes gehört 
auch das kontinuierliche Setzen von sichtbaren Markern in der Schulgestal-
tung, so dass die erfolgreiche Arbeit der Beauftragten auch nach außen 
sichtbar dargestellt und über die Schulgrenzen hinweg deutlich wird. Mit 
der Einrichtung des Amtes verbunden sind neben der dauerhaften Schaf-
fung von konkreten Aufgabenfeldern auch feste Anrechnungsstunden, die 
die Beauftragten jährlich erhalten, um ihre Aufgaben erfüllen zu können. 
Somit sind auch durch die Bereitstellung der benötigten Ressourcen per-
fekte Rahmenbedingungen für ein erfolgreiches Vorgehen gegen die im 
Antrag formulierten Umstände etabliert worden. An den beruflichen Schu-
len heißen die Beauftragten „Beauftragte für junge Frauen*“ und „Beauf-
tragte für junge Männer*“. Die Beauftragten für junge Frauen* bzw. für 
junge Männer* gibt es an allen städtischen beruflichen Schulen. 

Es besteht darüber hinaus eine enge Verzahnung des städtischen Amtes 
der „Mädchen*- und Jungen*beauftragten“ mit dem staatlichen Amt der 
„Familien- und Sexualbeauftragten“, das natürlich gleichermaßen im städ-
tischen Schulwesen verankert ist. Die einschlägigen „Richtlinien für die 
Familien- und Sexualerziehung in den bayerischen Schulen“, die u.a. ins-
besondere auch Aufklärungs- und Präventionsarbeit sowie Interventions-
maßnahmen vorsehen und die Brücke zu Aspekten der Medienkompetenz 
schlagen, werden somit aktiv an den Schulen umgesetzt.

Im Rahmen der Erstellung von Schutzkonzepten gegen geschlechtsspezifi-
sche Gewalt an den weiterführenden städtischen Schulen wird Prävention 
nicht nur im Sinne des unmittelbaren Gewaltschutzes verstanden, sondern 
auch als Beitrag zur Prävention von Ideologien der Ungleichwertigkeit, ins-
besondere im Hinblick auf geschlechterbezogene Radikalisierungstenden-
zen. Die Entwicklung von Schutzkonzepten greift daher neben Interven-
tions- und Beschwerdestrukturen auch präventive Ansätze auf. Zu diesen 
zählen: 
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Geschlechterstereotype und diskriminierende Rollenbilder reflektieren, 
Gleichwertigkeit und Diversität stärken, Medien- und Quellenkritik fördern, 
manipulative Narrative und vereinfachende Feindbilder thematisieren, über 
emotionale Abhängigkeiten und Formen psychischer Gewalt aufklären 
sowie Beratung bei konflikthaften oder potenziell problematischen Bezie-
hungskonstellationen anbieten. Die zentralsten Ansatzpunkte sind dabei: 
niedrigschwellige Beratungsangebote für Schüler*innen, Fortbildungen für 
Lehrkräfte und schulisches Personal zur Sensibilisierung für geschlechts-
spezifische Gewalt, Workshops für Schüler*innen zu Selbstbestimmung 
und Selbstbehauptung, Grenzen, Konsens und digitaler Gewalt, Einbindung 
der Thematik in die Demokratiebildung/politische Bildung, Stärkung von 
Partizipation und Mitbestimmung im Schulalltag.

Durch die Verknüpfung von Gewaltschutz, Prävention und Partizipation 
wirkt die Entwicklung von Schutzkonzepten als ganzheitlicher Prozess, der 
sowohl die individuelle Sicherheit stärkt als auch diskriminierenden und ex-
tremistischen Ideologien entgegenwirkt.

Der Fachdienst „Kulturelle Bildung, Soziale Bildung, Geschlechtergerechte 
Pädagogik“ (PIZKB3.2) des PIZKB bietet sowohl schulinterne Lehrkräfte-
fortbildungen, fachliche Beratungen als auch bedarfsorientierte Materialien 
und Fortbildungen an, die der Prävention vor geschlechtsspezifischer Ge-
walt dienen. Hierzu zählen beispielhaft das Handbuch und die Fortbildung: 
„War doch nur Spaß: Fortbildung zum Arbeitshandbuch“. Es bietet einen 
geeigneten Einstieg, um in Schulklassen das Thema Grenzverletzungen 
und Alltagsgewalt gegen Mädchen* zu bearbeiten und die Schüler*innen 
zu sensibilisieren. Es geht darum miteinander zu erleben, was sich posi-
tiv verändern lässt, wenn alle hinschauen und Verantwortung füreinander 
übernehmen. Hier gewinnen Schüler*innen aller Geschlechter notwendige 
Kompetenzen, um Grenzen zu erkennen, zu verhandeln und zu schützen. 
Die Methoden im Handbuch sind eingängig und erfolgreich erprobt. Die 
Fortbildung „Jungen*förderung in der Schule“ vermittelt Praxiszugänge für 
die Jungen*förderung ab Sekundarstufe und für berufliche Schulen zu ge-
schlechtergerechten Themen, Social Skills, Lebensplanung und geschlech-
tersensible Prävention.

Ferner ist die Fortbildung der Medienpädagogik des PIZKB „Gefahr Cyber-
grooming: Sexualisierte Gewalt gegen Kinder im Netz“ zu nennen. Cyber-
grooming gehört zu den häufigsten und gleichzeitig schwer erkennbaren 
Formen der sexualisierten Gewalt. Die Fortbildung vermittelt praxisnahes 
Wissen zu Erscheinungsformen, Täter*innenverhalten, Warnsignalen sowie 
Hinweise zur Prävention und Handlungsmöglichkeiten. Es ist besonders 
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wichtig bei der Präventionsarbeit alle Geschlechter zu sensibilisieren und 
die Geschlechtervielfalt mitzuberücksichtigen. 

Das PIZKB bietet des Weiteren Beratung zu und Vermittlung von Schul-
projekten und Workshops. Hier sind exemplarisch die intersektional aus-
gerichteten Selbstbehauptungstrainings für Schüler*innen zu nennen. 
Lehrpersonen können zudem Zusatzqualifikationen in den Bereichen 
geschlechtergerechte Pädagogik und intersektionale Selbstbehauptungs-
trainer*in für Mädchen*, Jungen*, Frauen*, Männer* erwerben. Darüber 
hinaus ist sexuelle Selbstbestimmung ein Querschnittsthema, das vom 
Fachdienst organisierte Schulworkshops und Fortbildungen von Amanda, 
Zora, Mira und weiteren Präventionsangeboten zum Thema haben. Prä-
ventives Potenzial hat in diesem Zusammenhang ebenfalls die Informati-
onsbroschüre des RBS: „Diskriminierung? Ausgrenzung? Gewalt? (Cyber)
Mobbing?“.

Schulpsycholog*innen an städtischen Schulen werden zudem regelmäßig 
durch den Zentralen Schulpsychologischen Dienst über aktuelle Themen in-
formiert und mit Materialien versorgt. Ein konkretes Beispiel hierfür ist die 
Bereitstellung der Broschüre „Die Loverboy-Methode“ der Fachberatungs-
stelle JADWIGA, welche im September 2025 zur Sensibilisierung auch in 
städtischen Schulen sichtbar ausgelegt wurde. 

Da die Präventionsarbeit bereits frühzeitig beginnen sollte, ist es notwen-
dig das Angebot im Bereich KITA zu nennen. Ausschlaggebend ist, dass 
bereits vor dem Übertritt zu weiterführenden Schulen Zugänge zum digita-
len Raum möglich sind. Im Bereich KITA ist zuvörderst die Zusatzqualifika-
tion „Gewaltprävention in Kindertageseinrichtungen (5-12 Jahre)“ zu nen-
nen, insbesondere das Modul 4 „Gewalt in den (digitalen) Medien“. Die 
Zusatzqualifikation startet am 8.Oktober 2026. Erwähnt werden müssen 
an dieser Stelle ebenfalls folgende Fortbildungen: „Kinderschutz-Schulung, 
Umgang mit dem §8a SGB VIII“, „Handbuchschulung zum Umgang mit se-
xualisierter Gewalt in städtischen Kindertageseinrichtungen“ (verpflichtend 
für alle Einrichtungen alle 4 Jahre), „Was macht Kinder stark? Resilienz und 
Suchtprävention in der Kindertageseinrichtung“. Das Thema „Medien“ und 
alle aktuellen Entwicklungen diesbezüglich werden in allen Veranstaltun-
gen verstärkt mitgedacht. 

Ich gehe davon aus, dass hiermit die Angelegenheit abgeschlossen ist.
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Erweiterung der Meldepflicht
Antrag Stadtrats-Mitglieder Alexandra Gaßmann, Hans Hammer, Dr. 
Evelyne Menges, Manuel Pretzl und Thomas Schmid (Stadtratsfraktion der 
CSU mit FREIE WÄHLER) vom 20.1.2026

Antwort Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller:

Mit Schreiben vom 20.1.2026 haben Sie Folgendes beantragt:
„Die Landeshauptstadt München, vertreten durch den Oberbürgermeister, 
wird beauftragt, eine Initiative beim Deutschen Städtetag zu starten, das 
Bundesmeldegesetz (BMG) dahingehend zu erweitern, dass künftig auch 
Personen ohne festen Wohnsitz der allgemeinen Meldepflicht unterliegen. 
Maßgeblich soll dabei der Aufenthaltsort sein, an dem sich eine Person 
überwiegend aufhält.“
Als Begründung führen Sie an:  
„Nach geltendem Recht besteht die Meldepflicht nur für Personen, die 
eine Wohnung beziehen oder wechseln. Menschen ohne festen Wohnsitz 
fallen damit aus dem Geltungsbereich der gesetzlichen Meldepflicht her-
aus. Dies führt zu einer rechtlichen und praktischen Grauzone, die weder 
sozialpolitisch noch ordnungspolitisch zufriedenstellend ist.
Zum einen erschwert der fehlende Meldestatus den Zugang zu wichtigen 
Leistungen – etwa im Gesundheits- oder Sozialwesen. Ohne Meldead-
resse können behördliche Verfahren, Postzustellungen oder Leistungsan-
träge häufig nicht wirksam abgewickelt werden. 
Eine geregelte Meldung würde damit zur besseren administrativen Erreich-
barkeit und zu einer inkludierenden Sozialpolitik beitragen. Für Personen 
mit dem Vermerk ‚ohne festen Wohnsitz‘ im Ausweis könnten organisierte 
Postadressen (z.B. in Unterkünften, bei Sozialdiensten oder Jobcentern) 
verpflichtend vorgesehen werden, wie diese Optionen bereits heute in der 
Praxis – etwa über Obdachlosenunterkünfte oder Wohlfahrtsverbände – ge-
nutzt werden. Dadurch würde eine zuverlässige Postzustellung gesichert, 
Fristen eingehalten und der Zugang zu Leistungen erleichtert.
Zum anderen gibt es auch ordnungspolitische Aspekte, die für eine Er-
weiterung der Meldepflicht sprechen. Personen ohne festen Wohnsitz 
können sich derzeit faktisch anonym im Stadtgebiet aufhalten, was eine 
Überprüfung oder Zuordnung im Bedarfsfall – etwa bei Verstößen oder 
Er-mittlungsverfahren – erheblich erschwert. Eine verbindliche Meldepflicht 
schafft hier Rechtsklarheit, Transparenz und Ordnung. Eine solche Rege-
lung würde den Aufenthalt ohne feste Unter-kunft nicht kriminalisieren, 
sondern rechtlich absichern – im Sinne eines fairen Gleichgewichts zwi-
schen Rechten und Pflichten.“
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Zu Ihrem Antrag teilen wir Ihnen, Ihr Einverständnis vorausgesetzt, Folgen-
des mit:

Eine Anmeldung bei der Meldebehörde erfolgt gemäß § 17 Abs. 1 Bundes-
meldegesetz (BMG) nach dem Beziehen einer Wohnung. Das Beziehen ist 
ein tatsächlicher Vorgang, der angenommen werden kann, wenn ein objek-
tiver Betrachter aufgrund äußerer Umstände den Schluss ziehen würde, 
dass in den Räumlichkeiten die wesentlichen Bestandteile der eigenen Le-
bensorganisation stattfinden, z.B. weil eine Schlafmöglichkeit eingerichtet 
und alle Gegenstände, die man im täglichen Leben benötigt, eingebracht 
wurden. Zusätzlich muss gemäß Nr. 17.1.1 der Verwaltungsvorschrift zur 
Durchführung des Bundesmeldegesetzes (BMGVwV) die Absicht beste-
hen, die Wohnung für einen nicht unerheblichen Zeitraum zu benutzen. 
Das Bundesmeldegesetz knüpft eindeutig und abschließend an den tat-
sächlichen Bezug einer Wohnung an. 

Für Personen ohne festen Wohnsitz, wie obdachlose Personen oder dau-
erhaft Reisende, sieht das Gesetz keine Meldepflicht vor. Die in Ihrem An-
trag vorgesehene Anknüpfung der Meldepflicht an einen überwiegenden 
Aufenthaltsort würde daher eine grundlegende Änderung im Melderecht 
darstellen. An die Stelle eines klar bestimmbaren Tatbestands träte ein un-
bestimmter Rechtsbegriff, der weder gesetzlich hinreichend konkretisiert 
noch in der Verwaltungspraxis verlässlich handhabbar wäre. 

Die mit einer solchen Regelung verbundenen Probleme sind seit Lan-
gem bekannt. Bereits in einer Stellungnahme der Bundesregierung aus 
dem Jahr 1996 zu Maßnahmen zur Bekämpfung der Obdachlosigkeit 
(vgl. BT-Drucks. 13/5226, S. 4 ff.) wurde darauf hingewiesen, dass die 
Registrierung einer fiktiven Anschrift im Melderegister erhebliche rechts-
systematische und verwaltungspraktische Probleme aufwerfen würde. 
Insbesondere wäre die Funktion der Melderegister als zentrale Informa-
tionsquelle für eine Vielzahl von Behörden und anderen Nutzern und der 
Vollzug zahlreicher Bundes- und Landesgesetze, der auf richtigen Daten 
des Melderegisters aufbaut, bei Aufnahme von unzutreffenden Daten nicht 
mehr gesichert. Im Gegenzug seien in wesentlichen Bereichen Handlungs-
optionen gegeben, damit auch Personen ohne festen Wohnsitz Zugang zu 
sozialen Leistungen erhalten und ihre Rechte wahrnehmen können. Die 
Bundesregierung hat in dem 2015 eingeführten Bundesmeldegesetz an 
der wohnungsbezogenen Anknüpfung festgehalten. 

Personen, die nach den oben genannten Vorgaben in einer Einrichtung, wie 
etwa im Übernachtungsschutz, nicht nur nächtigen, sondern wohnen, kön-
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nen sich im Bürgerbüro unter Vorlage einer Wohnungsgeberbestätigung 
anmelden. Für Personen ohne festen Wohnsitz ist eine melderechtliche 
Erfassung wie dargestellt nicht möglich. 
Wohnungslose Menschen können jedoch Postadressen bei entsprechen-
den Organisationen oder Dritten nutzen, um ihre postalische Erreichbarkeit 
sicherzustellen. 

Insgesamt ist im Gegensatz zur Prämisse des Antrags zweifelhaft, ob eine 
verpflichtend im Melderegister gespeicherte Postadresse mehr Rechtsklar-
heit, Transparenz und Ordnung schaffen könnte, wenn die Person nicht an 
dieser Adresse wohnt und daher dort nicht sicher erreichbar ist. Vielmehr 
wäre zu befürchten, dass eine solche grundlegende Änderung des Melde-
rechts die hohe Datenqualität des Melderegisters gefährdet und zugleich 
erheblichen Mehraufwand für die Meldebehörden verursacht. Die Identi-
fizierung von Personen im öffentlichen Raum setzt zudem keine Meldead-
resse voraus.

Eine entsprechende Initiative zur Änderung des BMG wird daher abge-
lehnt.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist. 
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Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Freitag, 24. Juli 2026 
 

 
Hitzeschutzmaßnahmen der LHM in einem Hitzeaktionsplan 
bündeln 
Antrag Stadträtinnen Alexandra Gaßmann, Dr. Evelyne Menges  
und Antonia Waldner (CSU-Stadtratsfraktion) 
 
Hilfe statt Verdrängung – Studie zur Auswirkung der Verdrän- 
gung 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Arif Haidary, Katharina Horn, Stefan  
Jagel, Liliana Parente und Christian Schwarzenberger (Die Linke  
Fraktion im Münchner Stadtrat) 
 
Einrichtung einer akzeptierenden, geduldeten Aufenthalts- 
fläche für suchtkranke Menschen im Nußbaumpark 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Arif Haidary, Katharina Horn, Stefan  
Jagel, Liliana Parente und Christian Schwarzenberger (Die Linke  
Fraktion im Münchner Stadtrat) 

 
Anfrage zu Mehrfach- und Intensivtäter mit Migrationshinter- 
grund sowie Abschiebungen in München 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Christian Christoph, Dr. Peter Ditges,  
Jitka Machyan, Jörg Schäfer und Daniel Stanke (AfD-Fraktion Stadt- 
rat München) 
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Antrag 
 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dominik Krause 
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
24.07.2026 

 

Hitzeschutzmaßnahmen der LHM in einem Hitzeaktionsplan bündeln 

 

Die Landeshauptstadt München (LHM) wird aufgefordert, alle derzeit schon laufenden 

Maßnahmen zum Hitzeschutz in einem gesamtstädtischen Hitzeaktionsplan zu bündeln und 

diesen für die Öffentlichkeit auch unter diesem Namen niederschwellig zugänglich zu machen. 

Wenn bei der Bündelung fehlende Aspekte des Hitzeschutzes sichtbar werden, werden diese 

im Plan und in der Durchführung ergänzt. Gegebenenfalls sind auch Hitzeschutzpläne anderer 

Kommunen hinzuzuziehen. 

Ein besonderes Augenmerk soll auf den Hitzeschutz in Schulen, Kitas, Pflegeeinrichtungen und 

Krankenhäusern gelegt werden.  

 

 

Begründung 

 

Die LHM war im Bereich Hitzeschutz und Klimaanpassung schon sehr frühzeitig stark aktiv und 

entwickelt ihre Pläne dazu auch beständig weiter. So gibt es eine Fortschreibung des 

Klimaanpassungskonzeptes mit verschiedenen Maßnahmen im Bereich Gesundheit (u.a. 

„Informationsvermittlung und Beratung hinsichtlich baulicher und struktureller Anpassung für 

medizinische Einrichtungen und Pflegeeinrichtungen“), einen städtischen Hitzeknigge, eine 

„Karte kühler Orte“, den Ausbau von Trinkbrunnen und viele weitere Maßnahmen. Die CSU-

Stadtratsfraktion würdigt dieses Engagement explizit. 

Bisher entsteht jedoch der Eindruck, dass man sich die Informationen von verschiedenen 

Quellen in verschiedenen Referaten, auf verschiedenen Medien/Plattformen oder über 

verschiedene Adressatenkreise besorgen muss. Eine Bündelung in einem auch so beworbenen 

Hitzeaktionsplan wäre sinnvoll, zumal bei der Bündelung unter Umständen noch erkennbar 

wird, ob Aspekte bisher unberücksichtigt geblieben sind. 

 

 

Alexandra Gaßmann (Initiative) Antonia Waldner  Dr. Evelyne Menges 

Stadträtin    Stadträtin   stv. Fraktionsvorsitzende 



An den Oberbürgermeister 
Herr Dominik Krause  
80331 München 
  

 
 

Die Linke Fraktion 

im Münchner Stadtrat 

linke-fraktion@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

München, 24. Juli 2026 
Antrag  
 
Hilfe statt Verdrängung – Studie zur Auswirkung der Verdrängung 
 
Das Gesundheitsreferat wird in Abstimmung mit dem Sozialreferat gebeten, dem 
Stadtrat eine Studie zur Auswirkung der Verdrängung von Obdach- und Wohnungslosen 
sowie Drogenkonsumierenden vorzulegen.  
Weiter wird das Gesundheitsreferat gebeten, zu prüfen, ob für diese Studie Drittmittel 
akquiriert werden können. 
 
Begründung: 
 
Die Taskforce Hauptbahnhof soll trotz fragwürdiger bisheriger Ergebnisse nun auch auf 
den Nußbaumpark ausgeweitet werden. Ähnlich wie im Bahnhofsviertel werden die 
Maßnahmen auch hier nicht zu einem Rückgang der Straftaten führen. Vielmehr wird die 
Verdrängung die Probleme nur verlagern.  
  
Nur soziale Maßnahmen zur Abmilderung der gesellschaftlichen Spaltung und die 
Bekämpfung der Auswirkungen neuer Entwicklungen im Drogenkonsum werden die 
Situation verbessern. Die Verdrängung findet bereits seit vielen Jahren statt. Vor über 
zehn Jahren wurde die Debatte um den Orleonsplatz geführt, im Anschluss über den 
Nussbaumparkt, dann zum Alten Botanischen Garten und rund um das 
Hauptbahnhofviertel und nun wieder um den Nußbaumpark. Dabei sind die Argumente 
und die Mechanismen immer gleich. Die soziale Not der Menschen allerdings wird immer 
größer. 
  
Um die Auswirkungen und die Mechanismen der Verdrängung zu beleuchten, braucht es 
für den Stadtrat dringend eine wissenschaftliche Studie, die die Auswirkungen der 
Verdrängung auf die gesamte Stadt darstellt. Dabei sind auch weiterführende 
Handlungsoptionen und Empfehlungen zu beachten. 
  
Initiative:  
Stadtrat Stefan Jagel 
Stadtrat Arif Haidary 

Gezeichnet:  
Stadträtin Liliana Parente 
Stadträtin Katharina Horn 
Stadtrat Christian Schwarzenberger 

 



An den Oberbürgermeister 
Herr Dominik Krause  
80331 München 
  

 
 

Die Linke Fraktion 

im Münchner Stadtrat 

linke-fraktion@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

München, 24. Juli 2026 
Antrag  
 
Einrichtung einer akzeptierenden, geduldeten Aufenthaltsfläche für suchtkranke 
Menschen im Nußbaumpark 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, im Nußbaumpark eine akzeptierende, geduldete 
Aufenthaltsfläche für suchtkranke Menschen einzurichten und dabei folgende Punkte zu 
prüfen und umzusetzen: 
 

1. Ausweisung eines klar abgegrenzten Teilbereichs des Parks, in dem sich die 
vorhandene Szene aufhalten kann, ohne verdrängt zu werden – nach dem Vorbild 
des Bremer Platzes in Münster. 

2. Gestaltung dieser Fläche mit witterungsgeschütztem Sitzmobiliar, ausreichender 
Beleuchtung, einer öffentlichen, niedrigschwellig zugänglichen Toilettenanlage 
sowie Möglichkeiten zur sicheren Entsorgung von Spritzen und sonstigem 
Konsummaterial. 

3. Kontinuierliche Präsenz von Streetwork- und Sozialarbeiter*innen vor Ort, um 
Kontakt zu den Betroffenen zu halten, über Hilfs-, Beratungs- und 
Therapieangebote zu informieren und den Übergang in weiterführende 
Hilfesysteme zu erleichtern. 

4. Einbindung von Suchthilfeträgern (z. B. Condrobs, Kontaktläden, mobile Dienste) 
in Konzeption und Betrieb der Fläche. 

5. Prüfung von Sichtschutzelementen an der Aufenthaltsfläche, die zugleich soziale 
Kontrolle ermöglichen, ohne die Personengruppen komplett aus dem öffentlichen 
Blickfeld und damit aus der Erreichbarkeit für Hilfsangebote zu verdrängen. 

 
Begründung: 
 
Der Nußbaumpark ist seit Jahren ein Treffpunkt suchtkranker und wohnungsloser 
Menschen. Anwohner*innen berichten wiederholt von Konflikten. Mit Blick auf die 
Entwicklung des Alten Botanischen Gartens zeigt sich, dass reine 
Verdrängungsstrategien – etwa durch erhöhten Kontrolldruck oder Alkoholverbote – die 
Lage nicht lösen, sondern lediglich in andere Straßen und Stadtteile verlagern. 
Gleichzeitig erschwert es der Streetwork zusätzlich, die Betroffenen überhaupt noch zu 
erreichen. Die Stadt München zählt zudem seit Jahren zu den Städten mit den höchsten 
Zahlen drogenbedingter Todesfälle bundesweit, mit stark steigender Tendenz in den 



Die Linke Fraktion 

im Münchner Stadtrat 

linke-fraktion@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

 

letzten Jahren. 
 
Die Stadt Münster hat mit der Neugestaltung des Bremer Platzes1 einen anderen Weg 
eingeschlagen: Der Stadtrat beschloss dort ausdrücklich, die ansässige Drogenszene 
nicht zu vertreiben, sondern ihr einen eigens gestalteten, klar abgegrenzten 
Aufenthaltsbereich mit Sitzgelegenheiten, Wetterschutz und sanitären Anlagen zur 
Verfügung zu stellen. Parallel dazu wurde der übrige Platz für Anwohnende, Schulen und 
Passant*innen umgestaltet. Erste Rückmeldungen der Stadt Münster zeigen, dass die 
betroffenen Menschen den neuen Bereich annehmen und dass die Fläche zugleich als 
Ansatzpunkt dient, um gezielt Sozialarbeit und Beratung zu den Menschen zu bringen. 
 
Eine akzeptierende, geduldete Aufenthaltsfläche ist ein pragmatischer, an der Realität 
orientierter Ansatz der Schadensminderung ("Harm Reduction"). Er verbessert die 
Erreichbarkeit suchtkranker Menschen für Hilfs- und Ausstiegsangebote, reduziert 
gesundheitliche Risiken (z. B. durch geordnete Entsorgung von Konsumutensilien) und 
schafft zugleich, durch klare räumliche und gestalterische Regeln, mehr Sicherheit und 
Akzeptanz für Anwohnende und andere Parknutzer*innen. Verdrängung allein löst das 
zugrunde liegende Problem der Wohnungslosigkeit und Suchterkrankung nicht, sondern 
verschiebt es nur in Hinterhöfe, das Bahnhofsgelände, andere Grünanlagen oder andere 
Stadtviertel.  
 
Das Münsteraner Modell soll als Blaupause dienen und es soll geprüft werden, inwieweit 
sich das Modell für den Nußbaumpark adaptieren lässt – im Sinne einer humanen, 
wirksamen und auf Dialog statt Verdrängung setzenden Drogen- und Sozialpolitik. 

 

Initiative:  
Stadtrat Stefan Jagel 
Stadtrat Arif Haidary 
 

Gezeichnet:  
Stadträtin Liliana Parente  
Stadträtin Katharina Horn 
Stadtrat Christian Schwarzenberger 

 

 
 

 
1 https://www.allesmuenster.de/bremer-platz-das-konzept-in-muenster-ist-besonders 

https://www.allesmuenster.de/bremer-platz-das-konzept-in-muenster-ist-besonders


Herrn Oberbürgermeister Krause     

     

Rathaus, Marienplatz 8 

80331 München 

 

          24.07.2026  

 

 

Anfrage zu Mehrfach- und Intensivtäter mit Migrationshintergrund  

sowie Abschiebungen in München 

 

 

Aufgrund der aktuellen Sicherheitslage in München und der im Sicherheitsreport 2025 des 

Polizeipräsidiums München dargestellten Entwicklungen, bitten wir um Beantwortung 

folgender Fragen: 

 

 

1. Migrationshintergrund bei Mehrfach- und Intensivtäter: 

Wie viele der in München registrierten Mehrfach- und Intensivtäter haben einen 

Migrationshintergrund? 

 

2. Abschiebungen in den Jahren 2024 und 2025: 

Wie viele dieser Tätergruppen wurden in den Jahren 2024 und 2025 abgeschoben? 

Bitte listen Sie auch gescheiterte Abschiebungsversuche auf. 

 

3. Hindernisse bei Abschiebungen: 

Aus welchen Gründen können nicht alle Serienstraftäter abgeschoben werden?  

Woran scheitern die Abschiebungen in der Praxis? 

 

4. Häusliche Gewalt – nichtdeutsche Tatverdächtige: 

Im Zusammenhang mit dem Straftatbestand „Häusliche Gewalt“ wurden 3.663 

Tatverdächtige ermittelt, von denen 74,3 % Männer sind. 

Wir bitten um eine separate Auskunft, wie viele dieser Tatverdächtigen nichtdeutscher 

Herkunft sind. 

 

 

Laut Sicherheitsreport wurde bei den nichtdeutschen Tatverdächtigen ein Anstieg um +6,4 % 

auf 23.493 Tatverdächtige verzeichnet.  

 

Der Anteil an allen Tatverdächtigen lag im Jahr 2025 bei 51,2 % ! 

(trotz Bereinigung um ausländerrechtliche Verstöße und Einbürgerungen i.S. der PKS) 

 

Nach wie vor werden überproportional viele Delikte von „Mehrfach- und 

Intensivtatverdächtigen“ begangen. 1.546 von allen 45.926 Tatverdächtigen haben fünf oder 

mehr Taten im Berichtsjahr begangen. Das entspricht einem Anteil von 3,2 % . Ihnen wurden 

2025 insgesamt 12.127 aller 61.362 geklärten Straftaten nachgewiesen. Somit waren sie an 

19,8 % der geklärten Fälle beteiligt. 76 Intensivtatverdächtigen konnten je 20 und mehr Delikte 

zu geordnet werden. 

 

 

 

 

_________________________________ 

sicherheitsreport_2025_pp_münchen.pdf 

https://www.polizei.bayern.de/kriminalitaet/statistik/006991/index.html 
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Freitag, 24. Juli 2026 

 
 
150 Jahre Tram: MVG-Audioguide zur Geschichte der 
Münchner Tram  
Pressemitteilung MVG 
 
150 Jahre Tram: MVG Museum am Sonntag geöffnet 
Pressemitteilung MVG 
 
Vorbereitung auf die Ausbildung in der Pflegefachhilfe:  
Erfolgreicher Abschluss des 8. Lehrgangs an der Münch- 
ner Volkshochschule 
Pressemitteilung Münchner Volkshochschule GmbH 
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150 Jahre Tram : MVG -Audioguide zur Geschichte der 

Münchner Tram  

Die Münchner Verkehrsgesellschaft (MVG) stellt  zum Jubiläum 150 Jahre Tram  in 

München  einen Audioguide vor, mit dem Tram -Fans, München -Liebhaber und 

Geschichtsinteressierte Spannendes und Wissenswertes zur Straßenbahn hören und 

erfahren können. Egal ob zu Hause oder live auf der Route entlang der 

angesprochenen Stationen – es gibt historische Anekdoten und Hintergründe . 

Besonders sind neben den historischen Inhalten zu München und seiner Straßenbahn 

auch die Personen dahinter , alle  drei Trambahnfahrer bei der MVG: Michael  ist für die 

Konzeption und die Texte verantwortlich, Andrea und Holger haben die 13 

Hörstationen im Tonstudio eingesprochen . 

 
Im Alltag steuern sie die Tram  – ihre Texte und Stimmen sind im Audioguide zu hören: (v.l.) Sprecher  Holger, 

Sprecherin  Andrea und Michael, von dem Konzept und Texte stammen.  

 

mailto:presse@swm.de
http://www.swm.de/
http://www.mvg.de/


 

 

Ein Unternehmen der  
 

Seite 2 von 3 

 

Einsteigen und München neu erfahren  

Die App „MVG Münchner Tram Geschichten “ gibt es  kostenlos im 

Apple Store und bei Google Play. Nach dem Download lassen sich 

die Hörstationen jederzeit individuell ansteuern oder als 

vergnügliche historische Audiotour durchs Münchner Tramnetz  

erleben : Ist der Audioguide auf dem Handy geöffnet und das GPS 

aktiviert , starten die Hörbeiträge automatisch an der passenden 

Haltestelle.  

Die Audioguide -App „MVG Münchner Tram Geschichte n“ bietet : 

• eine GPS -Tour mit 13 geschichtsträchtigen Stationen  

• von Münchner Tramfahrern erdacht und eingesprochen  

• auch auf Englisch  

• Texte und historische Bilder zu jeder Station  

 

Die Hörstationen und ihre Themen:  

1. Einsteinstraße  (Linie 19 ): Trambetriebshof 2  

2. Flurstraße  (Linie 19 ): ehemalige r Betriebshof,  Einsteinstraße 54 -62  

3. Max-Weber-Platz  (Linie n 17, 19, 25 ): Alte Direktion , Einsteinstraße 28  

4. Marienplatz  (Theatinerstraße)  (Linie n 19, 21): Tram und Stadtregierung  

5. Lenbachplatz  (Linie n 19, 21): erste Pferdetramlinie  

6. Ostfriedhof  (Linie 18 , 25 ): Münchens Gleis -Vollstern  

7. Schwanseestraße  (Linie 18 ): Hauptwerkstätte Ständlerstraße früher und heute  

8. MVG Museum  

9. Grünwald  Derbolfinger Platz  (Linie 25 ): Die Tram überquert die Stadtgrenze  

10. Holzapfelstraße  (Linie 18 , 19): Oktoberfest und Wiesntram  

11. Hochschule München  (Lothstraße)  (Linie 20 , 21): Frauen bei der Tram  

Andrea und Holger im Aufnahmestudio  

Der Audioguide in 

den App -Stores  
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12. Nordbad  (Linie 12 , 27): Kriegszeit und „Ruinenschleicher“  

13. Neuhausen  (Linie 12 ): das letzte originale Stationshaus in Neuhausen (ehemals 

mit Damen -Abort Erster Klasse)  

 
Die markierten Hörstationen im regulären Tramnetzplan – ohne die nur an Öffnungstagen angefahrene 

Sonderhaltestelle MVG Museum  

An vielen Hörstationen lohnt es sich, auszusteigen, um die beschriebenen Inhalte mit 

eigenen Augen zu entdecken – etwa an der Flurstraße, am Max -Weber-Platz, am 

Ostfriedhof, in Grünwald oder in Neuhausen.  

Weitere Infos, Hörproben und Flyer  

Mehr zum Audioguide gibt es auf der Sonderseite mvg.de/tram -audioguide . Dort 

stehen auch Flyer und Hörproben zu den ersten beiden Stationen zum Download 

bereit.  

Zu r Münchner Tramgeschichte und zum Tram -Jubiläum gibt es außerdem allerhand 

Wissenswertes auf mvg.de/tram150  zu entdecken.  

http://www.mvg.de/tram-audioguide
http://www.mvg.de/tram150
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150 Jahre Tram: MVG Museum am Sonntag geöffnet  

• Sommerfest mit Miniatur -Dampfeisenbahn  

• Oldtimerausstellung  mit Autos, Motorrädern und Bussen  

• Eröffnung der Aufstellung: Die moderne Tram in Europa  

Das MVG Museum hat 

am Sonntag , 26 . Ju li, 

zum letzten Mal vor den 

Sommerferien geöffnet . 

Von 11 bis 17 Uhr gibt es 

ein buntes Programm 

rund um den Münchner 

Nahverkehr.  Außerdem 

veranstaltet das Museum 

ein Sommerfest mit 

verschiedenen 

Attraktionen für große und kleine Besucher innen und Besucher . 

Miniatur -Dampfeisenbahn zum Mitfahren  

Für alle Eisenbahnfans ist eine Dampfeisenbahn zur Mitfahrt aufgebaut. Statt 

einzusteigen, braucht man sich nur draufzusetzen, um die Rundfahrt zu genießen.  

Foto: Florian Aigner  

mailto:presse@swm.de
http://www.swm.de/
http://www.mvg.de/
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Oldtimerausstellung  

Neben der Jubilarin, der Tram, stehen – organisiert vom Omnibusclub München e.V. – 

auch  eine Reihe anderer historische Fahrzeuge im Fokus:   Autos, Motorräder und 

Busse laden zu einer nostalgischen Zeitreise ein . D ie Besitzer berichten auf Wunsch 

allerhand Wissenswertes rund um die liebevoll gepflegten Ausstellungsstücke. Das 

Fotografieren der Fahrzeuge ist ausdrücklich erwünscht.  

 

Ausstellung „Die moderne Tram in Europa“  

Ein weiteres Highlight ist 

die Eröffnung der 

Ausstellung „Die 

moderne Tram in 

Europa “. Die Ausstellung 

wurde vor vielen Jahren 

konzipiert und 

anlässlich des 

Jubiläumsjahrs der 

Tram in München 

inhaltlich wie optisch 

umfangreich 

überarbeitet.  

 

Foto: Matthias Rauch  
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Sie richtet sich an alle, die sich für Verkehrsgeschichte, Stadtentwicklung und 

nachhaltige Mobilität über die Grenzen Münchens und Deutschlands hinaus 

interessieren. Wer schon einen Vorgeschmack bekommen möchte, der kann sich auf 

der Sonderseite mvg.de/tram -europa  einen ersten Eindruck verschaffen.  Zur 

Ausstellung liegt außerdem eine kostenlose Begleitbroschüre bereit.  

 

150 Jahre Nahverkehr und viele Exponate für große und kleine Fans  

Auf insgesamt rund 5.000 Quadratmetern gibt das Museum mit rund 25 historischen 

Fahrzeugen, darunter Trambahnen, Busse und Arbeitsfahrzeuge , sowie vielen weiteren 

Exponaten und Schautafeln einen guten Überblick über 150 Jahre Nahverkehr in 

München. Große und kleine ÖPNV -Fans haben die Möglichkeit, Technik und 

Geschichte hautnah zu erleben. Zu den interaktiven Exponaten zählen ein U -Bahn - 

und e in Bus -Fahrsimulator, ein elektronischer Liniennetzplan, ein elektronisches 

Weichenspiel, ein bedienbarer Trambahn -Führerstand  und Schauwerkstatträume.  

 

Sommerfest für die ganze Familie  

Außerdem ist im Rahmen des Sommerfests noch mehr geboten: Kinder können sich 

in bunten Farben mi t ihren Lieblingsmotiven schminken lassen. Luftballons werden  in 

verschiedensten Formen gestaltet und solange der Vorrat reicht, gibt es Eis für die 

ganze Familie.  

http://www.mvg.de/tram-europa
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Eintrittspreise : Erwachsene zahlen 3 Euro, Kinder und Jugendliche (6 bis 14 Jahre) 

bzw. Schüler und Studenten 2,50 Euro. Die Familienkarte  kostet  6 Euro . 

Anfahrt : Das MVG Museum ist in der Ständlerstraße 20. Es ist mit der Tram 18 

(Schwanseestraße ) sowie den Buslinien 139 und 145 (Ständlerstraße) zu erreichen.  

Bus -Shuttle:  Die Sonderlinie O7 fährt zwischen Giesing Bahnhof und MVG Museum. 

Fahrplan: Ab Giesing Bf. ab 10.55 Uhr alle halbe Stunde  

 

Die nächsten Öffnungstage des MVG Museums  

Nach den Sommerferien geht es dann mit den folgenden Terminen weiter:  

• Sonntag, 6. September 2026 (mit Modellbahnmarkt von 11 - 16 Uhr)  

• Sonntag, 20. September 2026  

• Sonntag, 11. Oktober 2026 (mit Modellbahnmarkt von 11 - 16 Uhr)  

• Sonntag, 8. November 2026  

• Sonntag, 29. November 2026 (mit Modellbahnmarkt von 11 - 16 Uhr)  

• Sonntag, 13. Dezember 2026 (mit Modellbahnmarkt von 11 - 16 Uhr)  

Weitere Informationen zum MVG Museum stehen auf mvg.de/museum . Zum Tram -

Jubiläum gibt es allerhand Wissenswertes auf mvg.de/tram150  zu entdecken.  

http://www.mvg.de/museum
http://www.mvg.de/tram150
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Vorbereitung auf die Ausbildung in der Pflegefachhilfe: Erfolgreicher 
Abschluss des 8. Lehrgangs an der Münchner Volkshochschule 

„Vorbereitung auf die Ausbildung in der Pflegefachhilfe“ heißt ein Projekt an der Münchner 

Volkshochschule (MVHS), das Teilnehmer*innen sprachlich und fachlich auf eine Ausbildung in der Pflege 

vorbereitet. Die Pflege ist wie kaum ein Berufsfeld auf qualifizierte Fachkräfte angewiesen. Seit 2018 

verfolgt das Projekt ein klares Ziel: Münchner*innen einen niedrigschwelligen und nachhaltigen Einstieg in 

die Ausbildung zur Pflegefachhilfe zu ermöglichen – sprachlich gestärkt, fachlich vorbereitet und beruflich 

orientiert. 

 

Am Donnerstag feierten die Absolvent*innen des achten Projekt-Lehrgangs ihren Abschluss. Der aktuelle 

Lehrgang schloss mit 23 Teilnehmer*innen ab und übertraf damit erneut die vorgesehene Zielgröße von 

22 Plätzen. Das Interesse an dem Projekt ist seit Jahren ungebrochen hoch – die Nachfrage übersteigt die 

verfügbaren Plätze regelmäßig deutlich. Gleichzeitig verzeichnet das Projekt nur sehr wenige Abbrüche. Die 

hohe Bindung der Teilnehmenden und die konstant erfolgreichen Abschlüsse unterstreichen die nachhaltige 

Wirkung des Angebots. 

1 © Alescha Birkenholz 

https://drive.google.com/drive/folders/1YS95XOiAH3F7oZS9yYaEPqvoH3BnoPPl?usp=sharing
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Erfolgsprojekt mit starken Kooperationspartner*innen 

Mit dem diesjährigen Abschluss wurden seit Projektbeginn acht Lehrgänge mit insgesamt über 

170 Teilnehmenden erfolgreich durchgeführt. Die Ergebnisse sprechen für sich: Die Vermittlungsquote in 

eine Pflegeausbildung lag in allen Jahren bei mindestens 85 Prozent, mehrfach sogar bei nahezu 100 

Prozent. Rund drei Viertel der Teilnehmenden erwerben zusätzlich das B2-Deutsch-Zertifikat und 

mindestens 80 Prozent erreichen den Einfachen Mittelschulabschluss – ein besonderes Merkmal dieses 

Projekts. 

Die Teilnehmenden kommen aus den unterschiedlichsten Herkunftsländern – unter anderem aus Peru, der 

Ukraine, Sierra Leone, Jordanien, Somalia, Albanien, Uganda und Nigeria. Sie alle verbindet das Ziel, eine 

berufliche Zukunft in der Pflege zu gestalten und damit einen wichtigen Beitrag zur Gesundheitsversorgung 

in München zu leisten. 

Das Referat für Arbeit und Wirtschaft der Landeshauptstadt München ist Auftraggeberin und Förderin des 

Projekts, die Akademie der München Klinik begleitet die Lehrgänge fachlich und das Jobcenter München 

unterstützt bei der Gewinnung und Begleitung der Teilnehmenden. 

 

Für weitere Informationen und Rückfragen kontaktieren Redaktionen bitte: 

 Leila Finger, Projektleitung Lehrgang zur Vorbereitung auf die Ausbildung als Pflegefachhelfer*in 
Telefon (089) 48006-6271, leila.finger@mvhs.de 

 Martin Jost, Pressestelle der Münchner Volkshochschule 
Tel. (089) 48006-6192, martin.jost@mvhs.de 

 
Unter https://drive.google.com/drive/folders/1YS95XOiAH3F7oZS9yYaEPqvoH3BnoPPl?usp=sharing können 
Sie Fotos von © Alescha Birkenholz herunterladen, die Sie für Ihre Berichterstattung kostenlos nutzen 
dürfen. 
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